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Bürger gehen, Ausgaben bleiben: Schrumpfende Städte leiden doppelt 3
Xenia Frei und Felix Rösel

Wir zeigen, dass in schrumpfenden Städten die Gesamtausgaben langsamer zurückgehen als die Einwohnerzahl. Dadurch 
steigendiekommunalenAusgabenjeEinwohneran.InwachsendenStädtenbeobachtenwirdiesenEffekthingegennicht;die
Gesamtausgaben wachsen im gleichen Maß wie die Einwohnerzahl. Diese unterschiedliche Wirkung von Wachstum und 
Schrumpfung wird als Kostenremanenz bezeichnet. Kostenremanenzen betreffen nicht alle Gemeinden gleichermaßen.
 Gemeinden mit geringen Schwankungen in der Bevölkerungszahl und einem überdurchschnittlichen Anteil von Investitions-
ausgabenkönnen ihreAusgabenandendemographischenWandelanpassen.WirfindenkeineHinweisedarauf,dassdie
AlterungderGesellschaftzuVeränderungenbeidenkommunalenAusgabenführt.

Wohnungsleerstand – ein großes Problem für kleine Kommunen? 7
Robin Gutting und Lars Vandrei

InsbesonderekleineGemeindenweisenhäufigeinenhohenAnteilleerstehenderWohnungenauf.ZumindestzumTeilhandelt
essichdabeijedochumeinenreinstatistischenEffekt,dernichtsüberdietatsächlicheProblemlageaussagt:InGebietenmit
insgesamt nur wenigen Wohnungen reichen möglicherweise schon wenige leerstehende Wohnungen dafür aus, dass es zu 
hohenLeerstandsquotenkommt.DasAusmaßdiesesEffektsverdeutlichenwiramBeispielvonRheinland-PfalzundHessen.
Rheinland-Pfalz ist kommunal sehr kleinteilig gegliedert, während Hessen vergleichsweise große Gemeinden aufweist.
BetrachtetmandieLeerstandsquotenindenbeidenLändernjedochbeigleicherGebietsaufteilung,zeigtsich:Erstensweist
auchRheinland-PfalzaufgroßenFlächennurnochwenigeRegionenhohenLeerstandsauf.ZweitenszeigtauchHessenauf
feinerGliederungsebenevieleRegionenmitvielWohnungsleerstand.DieErgebnissediesesBeitragslegennahe,dasskein
kausalerZusammenhangzwischenderGemeindegrößeundderWohnungsleerstandsquoteexistiert.

Sparprojekt oder Milchmädchenrechnung? Die finanziellen Effekte eines Bundeslandes  
„Mitteldeutschland“ 12
Jonathan Old und Felix Rösel

In diesemBeitrag zeigenwir, dass die Fusion der Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen zu einemBundesland
„Mitteldeutschland“kaumEinsparungenerbringenwürde.EineFusionwürdewenigerals0,1%derLandesausgaben(rund
2,90EurojeEinwohnerundJahr)einsparen.Diesliegtdaran,dassdieüberhaupt„einsparbaren“Ausgabeposten(z.B.Minis-
terpräsidenten, Landtagsabgeordnete, Verfassungsgerichte) nur einen sehr kleinenTeil desGesamthaushalts der Länder
ausmachen.DerweitüberragendeTeilderAusgabenderLänder–AufwendungenfürLehrer,Justiz,PolizeiundKommunen–
wärevoneinerFusionnichtberührt.

Augustus‘ langer Schatten: Warum der römische Teil Deutschlands noch heute besser entwickelt ist 18
Fabian Wahl

ÖkonomenundPolitikergehenheutenichtmehrvoneinerschnellenAngleichungderwirtschaftlichenLeistungsfähigkeitzwi-
schenOst-undWestdeutschlandaus.InderTatzeigenvieleaktuelleStudien,dassregionalökonomischeUnterschiedesehr
persistent, also kaum veränderbar sind. Dieser Artikel untersucht das römische Erbe in Deutschland auf seine Auswirkungen 
aufdieregionalökonomischeUngleichheit.SelbstinderheutigenZeitunterscheidetsichdieWirtschaftskraftentlangdesLimes
Germanicus,welcher den römischen vom nicht-römischen Teil Deutschlands trennte. Die ehemals römischen Gebiete in
Deutschlandweisenauchheutenocheine signifikanthöhereWirtschaftskraftaufalsdirektbenachbarte,nicht-römische
Gebiete.HauptursachedieserPersistenzistinsbesonderedasvondenRömerngebauteStraßennetz.EntlangdiesesStraßen-
netzeswuchsenStädteschneller,wasauchheutenochsichtbarist.DieseResultatelegennahe,dassregionalökonomische
DisparitätensehrweitzurückliegendehistorischeUrsachenhabenkönnen.
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Rückholung von Pendlern als Lösung für das ostdeutsche Fachkräfteproblem? 26
Joachim Ragnitz

AufgrundderabsehbarendemographischenEntwicklungwirdinOstdeutschlandderArbeitskräftemangelindenkommenden
Jahrenweiterzunehmen.FüreineVerbesserungdesregionalenArbeitskräfteangebotswirdnebenderRückkehrvonnach
WestdeutschlandabgewandertenPersonenauchdieMöglichkeitdiskutiert,ostdeutschePendlerausdenwestdeutschen
Bundes ländern „zurückzuholen“. Im vorliegenden Beitrag werden die Auspendlerströme von Ost- nach Westdeutschland in den 
einzelnenostdeutschenBundesländernundaufEbenederLandkreisebetrachtet.Eszeigtsich,dassdiesesPotenzialstark
überschätztwird.DerAnteilderAuspendlernachWestdeutschlandanallensozialversicherungspflichtigenBeschäftigtenmit
WohnortinOstdeutschlandbeläuftsichnurauf6,6%imJahr2017.ZurLösungdesdrohendenArbeitskräfteproblemsinOst-
deutschlandwirdmankaumaufdiebetrachtetenPersonengruppenzurückgreifenkönnen.
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BallungsräumewieMünchenoderFrankfurtamMainplatzen
buchstäblich aus allen Nähten, während einige ostdeutsche 
Städte,dasRuhrgebietoderdasSaarlandrapideEinwohner
verlieren. Beide Städtegruppen machen einen steigenden 
Finanzbedarfgeltend:SchrumpfendeStädtemüsstensichan
rückläufige Bevölkerungszahlen durch Um- und Rückbau
 ihrer Infrastruktur anpassen, stark wachsende Städte benö-
tigenRessourcenzumAusbauihrerInfrastruktur.

Wir untersuchen, ob die Finanzen wachsender oder
schrumpfender Städte stärker auf die Einwohnerveränderung 
reagieren.UnsereErgebnissezeigen,dassderdemographische
Wandel vorwiegend schrumpfende Städte herausfordert. 
Hier gehen die Gesamtausgaben langsamer zurück als die
 Einwohnerzahl. In wachsenden Städten beobachten wir hin-
gegenkeinenZusammenhangvonBevölkerungsgrößeund
Ausgaben je Einwohner. Die unterschiedliche Wirkung von 
Wachstum und Schrumpfung bezeichnen wir als Kosten  re-
manenzen.

UnsereErgebnisseberuhenaufeinerStudiefürdieKfW
Bankengruppe,diesicheingehendmitdenFolgendesdemo-
graphischenWandels für die kommunalen Finanzenausei-
nandersetzt (Frei et al. 2018). Bisher ist wenig über die
ReaktionvonKommunalfinanzenaufdemographischeVerän-
derungen bekannt. Bestehende Studien führten aufgrund 
fehlender Daten überwiegend Querschnittsanalysen durch 
und unterschieden daher nicht zwischen Wachsen und 
Schrumpfen. Wir arbeiten mit einem selbst erstellten, neuen 
Datensatz,der665westdeutscheGemeindenmitmehrals
20000EinwohnernüberdenZeitraum1950bis2012enthält
(vgl.Abb.1),wobeidiejährlicheZahlvonbeobachtetenStäd-
ten schwankt. Ostdeutsche Städte können wir aufgrund 
 fehlender Daten und der fehlenden kommunalen Selbstver-
waltung in der damaligen DDR nicht berücksichtigen. Den
Datensatz beschreiben wir später detaillierter.

DergefundeneAusgabeneffektinschrumpfendenStäd-
ten ist jedoch nicht unabänderlich. In Gemeinden mit gerin-
gen Schwankungen in der Bevölkerungszahl und einem über-
durchschnittlichen Anteil von Investitionsausgaben finden

wir keine Effekte.Wer rechtzeitig investiert und langfristig
und realistisch plant, kann sich also an den Bevölkerungs-
rückgang vollständig anpassen. Kleinräumige Bevölke-
rungsprognosen und eine hinreichende Finanzausstattung
für  Anpassungsinvestitionen können dies unterstützen.

Abb. 1
Räumliche Verteilung der 665 westdeutschen Gemeinden im Datensatz

Quelle:DarstellungdesifoInstituts. 
Geodaten:©GeoBasis-DE/BKG2018. ©ifoInstitut
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* XeniaFreiistDoktorandinundDr.FelixRöselistwissenschaftlicherMit-
arbeiterderNiederlassungDresdendesifoInstituts–Leibniz-Institutfür
WirtschaftsforschunganderUniversitätMünchene.V.



AKTUELLE FORSCHUNGSERGEBNISSE

4 ifo Dresden berichtet 2/2018

Einwohnernvon1950bis2012(vgl.Abb.1).DieDatensindden
Jahrgängen1949bis2013desStatistischenJahrbuchsDeut-
scher Gemeinden entnommen, das vom Deutschen Städtetag 
herausgegeben wurde. Die Daten wurden aus den gedruckten 
Bänden digitalisiert, aufbereitet und in einem einheitlichen 
Datensatz zusammengeführt (für Details siehe Frei et al.
2018).AußerdemwurdenGebietsstandsänderungen inden
1970erJahrenberücksichtigt.1 Der Gesamtdatensatz enthält 
zahlreiche fiskalische, demographische und ökonomische
KennziffernaufderEbenedereinzelnen665StädteundGe-
meinden inSchrittenvon rund fünfbis zehnJahren (1950,
1961,1970,1982,1987,1993,2002und2012),dieimRegelfall
etwamitdemZeitpunktvonVolkszählungenkorrespondie-
ren.2 Die Zahl der beobachteten Städte und Gemeinden
schwanktjedocherheblichvonJahrzuJahr.

DieimDatensatzenthaltenenVariablenüberführenwirin
Pro-Kopf-Größen und berechnen jahresdurchschnittliche
Wachstumsraten. Wir wissen dadurch beispielsweise, um wie-
vielProzentdieBevölkerungvonKöln,BonnoderMünchen
zwischen1950und1961imJahresdurchschnittgewachsenist
und können dies der Entwicklung der städtischen Ausgaben 
jeEinwohnergegenüberstellen.HierzuverwendenwireinRe-
gressionsmodel.InInfobox1sinddietechnischenDetailsun-
seresRegressionsmodellsnäherdargestellt.DasModeller-
laubt uns im Ergebnis, die Sensitivität der kommunalen

Infobox 1: Regressionsmodell

ZurUnterscheidungvonWachstums-undSchrumpfungs-
phasenführenwireinePanel-Regressionsanalysedurch.
Die Beobachtungseinheit sind die maximal 665 Städte
unseres Datensatzes, die wir zu den Zeitpunkten 1950,
1961,1970,1982,1987,1993,2002und2012beobachten.
UnsereabhängigeVariableistdiejahresdurchschnittliche
WachstumsratederkommunalenPro-Kopf-Ausgaben.Wir
erklären sie mit der Wachstumsrate der Bevölkerung, der 
Wachstumsrate des Anteils der weiblichen Bevölkerung, 
des Ausländeranteils und der Altersstruktur der Gemeinde. 
Neuist,dasswirunterschiedlicheEffektefürwachsende
undschrumpfendeGemeindenzulassen.Hierfürinteragie-
ren wir die Wachstumsrate der Bevölkerung mit einem 
Dummy für wachsende Gemeinden. Eine formale Darstel-
lungfindetsichbeiFreietal.(2018).Außerdemkontrollieren
wir–wiederjeweilsinWachstumsraten–fürUnterschiede
inderWirtschaftsstruktur (AnteilevonLand-undForst-
wirtschaft sowie Industrie), dem Wirtschaftswachstum
(Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer) sowie den
kommunalenHebesätzenfürdieGrundsteuerAundBund
dieGewerbesteuer.DurchJahres-,Gemeinde-sowieBun-
desland-Jahr-fixeEffekteschaltenwirsämtlichezeitunver-
änderlichen Eigenheiten einzelner Gemeinden, flächen-
deckende temporäre Schocks sowie Eigenheiten einzelner 
Bundesländer(z.B.UnterschiedeimkommunalenFinanz-
ausgleich)aus.WirunterteilenunserSamplezudemjeweils
nach Bevölkerungsgröße, -schwankung und -wachstum 
sowienachzahlreichenweiterenVariableninzweigleich-
große Gruppen und prüfen, ob die Ergebnisse in den 
 einzelnen Gruppen stabil sind.

KOSTENREMANENZEN: DER UNTERSCHIED  ZWISCHEN 
SCHRUMPFEN UND WACHSEN

Warum könnte sich Städtewachstum und -schrumpfung in 
gleicherHöheunterschiedlich stark auf den Stadthaushalt
auswirken? Ausgangspunkt unserer Überlegungen ist die 
Debatte um sogenannte Skalenerträge. Hier wird davon
 ausgegangen, dass sich die von Kommunen getätigten 
Pro-Kopf-Ausgaben mit der Bevölkerungszahl ändern
könnten. Sind öffentliche Ausgaben von positiven Skalen-
erträgen geprägt, so sinken die Ausgaben je Einwohner bei 
zunehmender Bevölkerungszahl. Größere Kommunen wären 
dannvorteilhafteralskleineKommunen.ImFalleabnehmen-
der Skalenerträge würden die Pro-Kopf-Ausgabenmit der
Bevölkerungszahl steigen. Inzwischen besteht ein weit-
gehender wissenschaftlicher Konsens, dass kommunale
Pro-Kopf-Ausgaben im Wesentlichen überhaupt keinen
Zusammenhang mit der Bevölkerungszahl aufweisen. Der 
Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium der
Finanzen(2013),S.16resümiert,dass„[…]eineumfangreiche
empirischeLiteratur[besteht],diezeigt,dassdieAusgaben
von Gemeinden weitgehend proportional mit ihren Bevölke-
rungszahlen variieren und die Kosten der Leistungserstellung 
durch konstante Skalenerträge gekennzeichnet sind. Wenn 
sichdieEinwohnerzahlverdoppelt,wird–beigleichemLeis-
tungsangebot–inetwaauchdiedoppelteInfrastrukturinklu-
sivePersonal benötigt;daherverdoppelnsichauchdiege-
samten Aufwendungen“. Auch Gemeindefusionen, bei denen 
sich die Einwohnerzahl von Gemeinden schlagartig erhöht, 
führenregelmäßignichtzuÄnderungenbeidenPro-Kopf-Aus-
gaben(BlesseundRösel2017).

Bisherige Studien vernachlässigen jedoch, dass Bevölke-
rungszunahme und -abnahme unterschiedlich wirken könn-
ten. Ein illustratives Beispiel hierfür ist das bei einer Gemeinde 
angestelltePersonal.Personal,daswährendeinerWachstums- 
phase leicht und schnell eingestellt werden kann, kann aus 
kündigungsschutzrechtlichen und sozialpolitischen Gründen 
umgekehrt nicht wieder zeitnah entlassen werden, wenn die 
Bevölkerungszahlzurückgeht.HierdurchentstehteineAsym-
metrie von Wachstums- und Schrumpfungsprozessen, die wir 
als Kostenremanenzen bezeichnen. Ein weiterer Grund für 
KostenremanenzensindpolitischeHindernisse.Wächstdie
Bevölkerungszahl, stößt beispielsweise der Bau einer neuen 
Schwimmhalle selten auf Widerstand in der Bevölkerung. Die 
SchließungselbigerSchwimmhallebeirückläufigerBevölke-
rungszahl kann hingegen immensen politischen Widerstand 
hervorrufen. Da sich Menschen an höhere Standards gewöh-
nen, können in Wachstumsprozessen aufgebaute Infrastruk-
turundsozialeLeistungeninSchrumpfungsphasenoftmals
nicht in gleicher Weise zurückgeführt werden und Kostenre-
manenzenentstehen.DieserEffektgiltunabhängigvonder
FragemöglicherSkaleneffekte.Wirtrennendeshalbexplizit
beidePhänomene,dieinfrüherenStudienmituntervermischt
wurden.

DATENSATZ UND METHODIK

Wir arbeiten mit einem selbst erstellten, neuen Datensatz von 
(maximal)665westdeutschenStädtenmitmehrals20000
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ähnlicheEffektefürPersonal-undSachausgaben.Lediglich
dieZinsausgabenjeEinwohnersinkenstärkermitzunehmen-
derEinwohnerzahl. ImVermögenshaushaltbeobachtenwir
dagegenkeinesignifikantenAusgabeneffektebeiveränderter
Bevölkerungszahl.MehrEinwohnerführennichtzusignifikant
verändertenInvestitionsausgabenjeEinwohner.Zusammen-
gefasst deuten die Ergebnisse darauf hin, dass die kommuna-
len Ausgaben durch konstante Skalenerträge, aber Kostenre-
manenzen geprägt sind.

Die von uns gefundenen Effekte betreffen nicht alle
StädteundGemeindengleichermaßen.WieinInfobox1dar-
gestellt, unterteilen wir unser Sample anhand verschiedener 
fiskalischerunddemographischerKennziffern;zumBeispiel
dem Anteil der Investitionen an den Gesamtausgaben, dem 
IndustrieanteileinerGemeindeoderihremUrbanisierungs-
grad.Hierdurchkönnenwirherausarbeiten,inwelchenStäd-
tenbesondersstarkeKostenremanenzenvorliegen.Infobox2
gibt einen Überblick über die Charakteristika dieser Städte. 
BetroffensindüberwiegendmittelgroßeStädtemit30000bis
100 000 Einwohnern, die dicht besiedelt sind und nah an
Agglo merationszentren liegen. Warum insbesondere dieser 
Städtetyp Kostenremanenzen aufweist, können wir bisher 
nicht abschließend klären und bedarfweiterer Forschung.
Außerdem weisen Städte Anpassungsschwierigkeiten auf, de-
ren Bevölkerung stark schwankt und die unterdurchschnitt-
lich investieren. Die Erklärung von Kostenremanenzen in 
diesenStädten istnaheliegend:SchwanktdieBevölkerung
stark, müssen Ausgaben häufig angepasst werden. Wenn
dann notwendige Anpassungsinvestitionen unterbleiben, 
können die laufenden Ausgaben allerdings nur bedingt der 
Bevölkerungsveränderung folgen.

Ausgaben auf Bevölkerungsveränderungen zu ermitteln und 
explizitUnterschiede zwischenWachstums- undSchrump-
fungsphasen herauszuarbeiten. Eine unterschiedliche Wir-
kung von Wachstum und Schrumpfung auf die kommunalen 
FinanzenwürdeaufKostenremanenzenhinweisen.

NIMMT DIE EINWOHNERZAHL AB, STEIGEN DIE 
PRO-KOPF-AUSGABEN

In deutschen Städten mit steigenden Bevölkerungszahlen 
wachsen die Ausgaben genauso stark wie die Bevölkerung. 
DiePro-Kopf-Ausgabensindhierkonstant.Abbildung2stellt
die Sensitivität der Gesamtausgaben je Einwohner auf eine 
einprozentige Änderung der Bevölkerungszahl dar. Auf der 
rechten Achse ist die Wirkung eines einprozentigen Anstiegs 
der Einwohnerzahl abgetragen. Wächst eine Gemeinde um 
1%inderEinwohnerzahl,sinddieGesamtausgabenjeEin-
wohner weitestgehend stabil. Sie sinken bei einem einprozen-
tigen Anstieg der Bevölkerung lediglich um 0,1% (rechter
grauerBalken);derEffektistjedochnichtstatistischsignifi-
kant von null verschieden. Auf der linken Achse ist dagegen zu 
sehen,wiediePro-Kopf-Ausgabenreagieren,wenndieEin-
wohnerzahlum1%schrumpft.DerlinkegraueBalkenzeigt,
dassdieGesamtausgabenjeEinwohnerum1,8%zunehmen,
wenndieBevölkerungszahlum1%zurückgeht.DerUnter-
schiedzwischendemEffektimWachstumsprozessunddem
Schrumpfungsprozessbeträgt1,7%undiststatistischsigni-
fikantvonnullverschieden(grünerBalkeninAbb.2).Diesist
ein Hinweis auf Kostenremanenzen: Wachstums- und
Schrumpfungsphasen haben unterschiedliche Implikationen 
fürdiekommunalenHaushalte.3InFreietal.(2018)zeigenwir

1,8 %*** 1,7 %**

-0,1%

-2,0 %

-1,5 %

-1,0 %

-0,5 %

0,0 %0,0 %

0,5 %

1,0 %

1,5 %

2,0 %

Bevölkerungszahl
schrumpft um 1 %

Kosten-
remanenzen

Bevölkerungszahl
wächst um 1 %

Änderung der Gesamtausgaben je Einwohner

Lesehilfe:SchrumpftdieBevölkerungszahlum1%,nehmendiePro-Kopf-Ausgabenum1,8%zu(linkerBalken).BeiWachstumsinkendie
Bevölkerungsausgabenum0,1%(rechterBalken).DieDifferenzvon1,7%bezeichnenwiralsKostenremanenzen.Signifikanzniveaus:*10%,
**5%,***1%
Quelle:DarstellungdesifoInstituts. ©ifoInstitut

Abb. 2
Unterschiedliche Reaktion der kommunalen Ausgaben auf Bevölkerungsveränderungen
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sollte deshalb weiterhin unterstützt werden. Ebenso wichtig 
sind langfristige, aktuelle und kleinräumige Bevölkerungsvo-
rausberechnungen. Auf diese Weise sollten auch die Anpas-
sungsfähigkeitundbereitschaftvorOrtweitererhöhtwerden;
insbesondereimBereichderPersonalausgabenunddesVer-
waltungshaushaltes. Die Ergebnisse legen nahe, bei neuen 
VerpflichtungenimBereichdesPersonal-undSachaufwan-
des vorausschauend vorzugehen, um langfristige Be- bzw. 
Überlastungen zu vermeiden.
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1 WirbehandelneineStadtvorundnachderEingemeindungvonUmland-
gemeinden als zwei unterschiedliche Kommunen.

2  Im Gesamtdatensatz sind der Anteil ausländischer und weiblicher Bevöl-
kerungsowieNettogeburten(SaldovonGeburtenundGestorbenen)und
Nettomigration(SaldovonZuzügenundFortzügen)enthalten.Außerdem
bestehen Informationen über die Altersgliederung der Gemeindebevöl-
kerung.AlsfiskalischeKennziffernliegenderGesamtschuldenstand,die
kommunalenGesamtausgabensowiedieAusgabendesVerwaltungs-und
Vermögenshaushaltsvor.DerVerwaltungshaushaltuntergliedertsichin
Personal-undZinsausgabenundSachleistungen.DerVermögenshaushalt
istimGanzenundindenUnterkategorienBausowieBauvonSchulenbzw.
vonStraßenenthalten.FürzukünftigeAnalysenstehennebendenhier
verwendetenAusgabekategorienauchweitereIndikatorenwieHebe-
sätze,SteueraufkommenundInformationenzurWirtschaftsstrukturzur
Verfügung.

3 DiesgiltauchfürAusgabennacheinzelnenFunktionen.Besondersdeutlich
steigendieAusgabenfürPersonal(1,3%)undfürSachleistungen(2,0%). 
ImVermögenshaushaltisthingegenauchbeisinkenderBevölkerungkein 
signifikanterEffektmessbar.Dasheißt,dieInvestitionsausgabenje
EinwohnersindauchbeirückläufigerBevölkerungkonstant.

Infobox 2: Charakteristika von Städten mit besonderen 
 Anpassungsschwierigkeiten

– MittelgroßeStädte(etwazwischen30000und 
100000Einwohner)

– Urbanisiert(verdichteteBesiedlung,nahan 
Agglomerationengelegen)

– StarkeSchwankungeninderBevölkerungszahl
– GeringerInvestitionsanteilamGesamthaushalt

Quelle:DarstellungdesifoInstituts. ©ifoInstitut

SchließlichtestenwirauchdenEinflussweitererdemographi-
scherVariablen.WirberücksichtigenAlterungunddenAnteil
derausländischenBevölkerung.Allerdingsfindenwirkaumbis
keineEffekteaufdiekommunalenAusgaben.Dieskönnteam
gewählten Beobachtungszeitraum liegen. Altersgruppenspezi-
fischeAusgaben,z.B.fürKitas,spieltenbisindie1990erJahre
aufkommunalerEbeneinWestdeutschlandkaumeineRolle.
Die kommunalen Ausgaben waren deshalb möglicherweise in 
derVergangenheitwenigeraltersabhängigalsheute.

FAZIT

Wir haben gezeigt, dass sich Bevölkerungswachstum und 
-rückgangingleicherHöhejeweilsunterschiedlichaufGemein-
definanzenauswirkenkönnen.GehtdieBevölkerungszahlzu-
rück, steigen die Ausgaben je Einwohner deutlich an. Die 
Pro-Kopf-AusgabenwachsenderGemeindenreagierenhinge-
genkaum.DieserEffekt,denwiralsKostenremanenzenbe-
zeichnen, besteht insbesondere in urbanisierten Gemeinden 
mittlerer Größe (zwischen 30 000 und 100 000 Einwohner)
 sowie in Städten und Gemeinden mit starken Bevölkerungs-
schwankungenundniedrigemInvestitionsanteilimHaushalt.

ZurBewältigungdesdemographischenWandelswerden
hinreichendeinvestiveRessourcenfüretwaigeAnpassungs-
maßnahmen benötigt. Die kommunale Investitionstätigkeit 
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fürdieAttraktivitätseinkönnen, isteineUntersuchungauf
kleinteiligerEbenenötig.DasProblemdabei:StädteundGe-
meinden sind unterschiedlich groß. Insbesondere zwischen 
BundesländernunterscheidetsichdieflächenmäßigeAuftei-
lungerheblich.AlsBeispielsollandieserStellederVergleich
derbeidenBundesländerHessenundRheinland-Pfalzdienen.
Bei einer Einwohnerzahl von etwa 6 Mill. Menschen weist
HesseneinerelativgeringeAnzahlvon426Kommunenauf,
währenddaslediglich4Mill.EinwohnerstarkeRheinland-Pfalz
inganze2305StädteundGemeindenuntergliedertist.

Anhand dieser beiden Bundesländer zeigt dieser Beitrag, 
inwiefernvermeintlicheProblemlagendeseinenBundeslan-
desbzw.vermeintlichunproblematischeRegionendesande-
ren Bundeslandes lediglich Ausdruck der unterschiedlichen 
kommunalen Gliederung sind. In einem ersten Schritt zeigen 
wirdenZusammenhangzwischenderGemeindegrößeund
dem relativen Wohnungsleerstand. Anschließend wird die Be-
trachtungsebene künstlich vergröbert, indem die Gemeinden 
inRheinland-PfalzaufGrößedererinHessenzusammenge-
fasstwerden.MitHilfevonDESTATIS-DatenaufEin-Quadrat-
kilometer-Rastern wird der Leerstand schließlich auf sehr
feiner Ebene zwischen den Bundesländern verglichen.

GROSSE LEERSTÄNDE IN KLEINEN KOMMUNEN

Abbildung 1 veranschaulicht den statistisch negativen Zu-
sammenhang zwischen der Wohnungsleerstandsquote und 
der Größe einer Gemeinde (Korrelationskoeffizienten von
-0,55inHessenbzw.-0,33inRheinland-Pfalz).Dabeimessen
wirdieGemeindegrößeüberdieAnzahlderdortbefindlichen

DerVergleichzwischenverschiedenenBundesländernaufder
kleinstenGebietseinheit(Kommunen)iststarkvondenunter-
schiedlichenFlächeneinteilungenzwischendenBundeslän-
dernbeeinflusst.ImVergleichdeskommunalsehrfeingeglie-
derten Bundeslandes Rheinland-Pfalz mit dem grob
gegliedertenHessenverdeutlichenwirdiesesPhänomen.Auf
kommunalerEbeneweistRheinland-Pfalzeinendeutlichgrö-
ßerenAnteil anRegionenmithohenWohnungsleerständen
auf alsHessen.Wir zeigen in diesemBeitrag, dass erstens:
Rheinland-PfalzdeutlichwenigerRegionenhohenLeerstands
aufweist, wenn die kleinen Gemeinden zu ähnlicher Größe wie 
inHessenzusammengefasstwerden;undzweitens:auchHes-
senvieleRegionenhohenLeerstandsaufweist,wennwirdie
Gliederungsebene auf Ein-Quadratkilometer-Raster verfei-
nern. Diese Ergebnisse legen nahe, dass hohe Leerstandsquo-
ten in kleinen Gemeinden vor allem statistisch begründet sind.

Wohnungsleerstand ist nicht zwingend problematisch für 
einen Markt. Eine gewisse Anzahl temporär leerstehender 
Wohnungenwirdbenötigt,damitPersonenüberhauptvonA
nachBumziehenkönnen,derWohnungsmarktalsoeffizient
funktioniert. Als hoch wird in der Literatur eine Leerstands-
quotevonmindestenssiebenProzentangesehen(Rinkund
Wolff2015).BeieinemlandesweitenWohnungsleerstandvon
3,7%weisen in Hessen 8,5% der Gemeinden einenWoh-
nungsmarkt mit hohem Leerstand auf.1 In Rheinland-Pfalz
fallen22,2%derGemeindenindieseKlassifikation,obwohl
dasLandinsgesamtlediglich4,3%Wohnungsleerstandver-
zeichnet(StatistischesBundesamt2014).

Insbesondere Ostdeutschland ist von der Koexistenz
schrumpfender, ländlicherRegionenundstarkwachsender
Städtegeprägt(vgl.Banseetal.2017).MiteinigerVerzögerung
wird der demographische Wandel auch Westdeutschland 
 erreichen und den Wohnungsmarkt in vergleichbarer Weise 
formen. Da für Kommunen schon hohe Leerstände auf der 
EbenevonStraßenzügen(z.B.inInnenstadtlagen)schädlich

Robin Gutting und Lars Vandrei*

Wohnungsleerstand – ein großes Problem 
für kleine Kommunen?

Insbesondere kleine Gemeinden weisen häufig einen hohen Anteil leerstehender Wohnungen auf. Zumin
dest zum Teil handelt es sich dabei jedoch um einen rein statistischen Effekt, der nichts über die tatsäch
liche Problemlage aussagt: In Gebieten mit insgesamt nur wenigen Wohnungen reichen möglicherweise 
schon wenige leerstehende Wohnungen dafür aus, dass es zu hohen Leerstandsquoten kommt. Das Aus
maß dieses Effekts verdeutlichen wir am Beispiel von Rheinland-Pfalz und Hessen. Rheinland-Pfalz ist 
kommunal sehr kleinteilig gegliedert, während Hessen vergleichsweise große Gemeinden aufweist. Be
trachtet man die Leerstandsquoten in den beiden Ländern jedoch bei gleicher Gebietsaufteilung, zeigt 
sich: Erstens weist auch Rheinland-Pfalz auf großen Flächen nur noch wenige  Regionen hohen Leerstands 
auf. Zweitens zeigt auch Hessen auf feiner Gliederungsebene viele Regionen mit viel Wohnungsleerstand. 
Die Ergebnisse dieses Beitrags legen nahe, dass kein kausaler Zusammenhang zwischen der Gemeinde
größe und der Wohnungsleerstandsquote existiert.

* RobinGuttingistwissenschaftlicherMitarbeiteramLeibniz-Institutfür
ökologischeRaumentwicklunge.V.LarsVandreiistDoktorandderNieder-
lassungDresdendesifoInstituts–Leibniz-InstitutfürWirtschaftsforschung
anderUniversitätMünchene.V.
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der geringen Größe der Verwaltungseinheit zu begründen
sind.StellenwirunszweiOrtschaftenvölliggegensätzlicher
wirtschaftlicherSituationenundLeerstandsquotenvor.Sind
diesebeidenOrtschaftenderselbenGebietskörperschaftzu-
geordnet, so kann diesemöglicherweise räumliche Unter-
schiede durch politische Steuerung (bzw. durch gezielten
Infrastrukturausbau) ausgleichen und einer Konzentration
desLeerstands(imExtremfallgareinerGhettoisierung)vor-
beugen.Mehrnoch:DernegativeZusammenhangzwischen
der Gemeindegröße und dem Wohnungsleerstand suggeriert, 
dass eine größere Gebietskörperschaft gar zu insgesamt
wenigerLeerstandindiesenbeidenOrtschaftenführenkann.
Eventuell hat also eine größere Gemeinde mehr Möglichkei-
ten, übermäßig hohe Leerstandsquoten zu bekämpfen. 
 Beispielsweise kann eine größere Gemeinde ihr Budget 

Wohnungen.DieLeerstandsquoteistdasVerhältnisvonleer-
stehenden Wohnungen zu allen Wohnungen in einer 
 Gemeinde.2UnklaristdabeidieKausalitätdiesesZusammen-
hangs.DieLiteraturzeigtauf,dassderZusammenhangsich
auflöst,wennweitereFaktorenberücksichtigtwerden.Lohse
undVandrei (2016)zeigenfürdasEinfamilienhaussegment,
dass Wohnungsleerstand weniger von der Gemeindegröße als 
vom Alter, der Bauweise sowie der Größe des Gebäudebestan-
des einer Gemeinde abhängt, jedoch auch die Lage und Struk-
tur entscheidend sind. Lerbset al. (2017) stellen fest, dass
hoherWohnungsleerstandmiteinerschlechtenwirtschaftli-
chenLagekorreliert.ZwaristderstatistischeZusammenhang
zwischen der Gemeindegröße und der Leerstandsquote nicht 
mehrsignifikant,wenndieseweiterenFaktorenberücksich-
tigtwerden.Unklaristjedoch,obnichtauchdieseletztlichin
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Abb. 1
Zusammenhang zwischen Wohnungsleerstand und Gemeindegröße
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derLeerstandsquoteninRheinland-PfalzgegenüberHessen
inderkünstlichenAggregationverschwindet.Zueinemge-
wissen Grad ist dies schon rein rechnerisch zu erwarten, da 
dieExtremwertederVerteilungmitzwangsläufigniedrigeren
Wertengemitteltwerden.GiltjedochdasEffizienz-Argument,
sodürftederUnterschiedindenAusgangsverteilungenzwi-
schenRheinland-PfalzundHessennichtinvollemMaßevon
diesemstatistischenEffekterklärtwerden.Auchdiezusam-
mengefasstenRegioneninRheinland-Pfalzsolltendannnoch
häufigerhoheLeerstandsquotenaufweisenalsdietatsäch-
lichindieserGrößeverwaltetenKommuneninHessen.Insbe-
sondere erwarten wir dies deshalb, da die landesweite Leer-
standsquote in Rheinland-Pfalz etwa einen halben
ProzentpunkthöherliegtalsinHessen.

Im Durchschnitt weisen hessische Kommunen etwa 
6850Wohnungenauf,währendKommuneninRheinland-Pfalz
durchschnittlichlediglich950Wohnungenenthalten(Verhält-
nis7:1).AlsgrobeAnnäherungfassenwirdaherdieKommu-
neninRheinland-PfalzzuGruppenausjeweilssiebenStädten
und Gemeinden zusammen. Die Aggregation erfolgt dabei 
schlichtentlangderaufsteigendenGemeindeschlüssel.Zu-
meist sind die so zusammengeschlossenen Kommunen auch 
geographisch zusammenhängend. Unter Eliminierung der
Beobachtungen, die der Geheimhaltung unterliegen, reduzie-
rensichsodievormals2049Kommunenauf293Gruppen.

In Abbildung 2 sind die Leerstandsverteilungen der 
GemeindeninHessenundRheinland-Pfalzsowiederzusam-
mengefassten Gemeinden in Rheinland-Pfalz als Boxplots
dargestellt.DeruntereStricheinesjeweiligenBoxplotszeigt
dabeian,überwelcheLeerstandswertedasuntereViertelder
Verteilunggestreut ist.DerobereStrichgibtentsprechend
Auskunft über die Streuung der Leerstandsquoten in dem
Viertel der Gemeindenmit den höchsten Leerständen. So
weisen50%derGemeindenLeerstandsquoten imBereich
innerhalbderBoxauf.Darinenthaltenistauchdiemitwaage-

 gezielter für Infrastrukturen einsetzen oder hat mehr perso-
nelleKapazitäten,umFördermittelfürStadtumbaubzw.den
Abbau von Leerstand abzurufen. Auch könnte eine größere 
GemeindeeinegrößereVielfaltöffentlicherGüterbereitstel-
len.DiedadurchhöhereAttraktivitätkönnteinstärkeremZu-
zug indieseRegion resultieren.3DiesesEffizienz-Argument
lässtsichinzweiUnterargumentezerlegen:Erstens,dieVer-
waltung großer Gemeinden kann Leerstände besser niedrig 
halten als in kleineren Kommunen, und zweitens, den Leer-
stand innerhalb ihrer Gemeinde stärker ausgleichen.

Möglicherweise handelt es sich bei dem (negativen)
ZusammenhangzwischenderGemeindegrößeundderLeer-
standsquote jedoch lediglich um ein statistisches Artefakt. 
DiesesistinderLiteraturals„ModifiableAreaUnitProblem“
(MAUP)bekannt(vgl.Openshaw1981).EsbeschreibtdieFeh-
leranfälligkeit durch die unterschiedlichen Aggregationsmög-
lichkeiten der verwendeten Daten.4ZurIllustrationdesEffek-
tesdieneeineinfachesZahlenbeispielmitzweigleichgroßen
Ortschaften:WennineinerOrtschaftzehnProzentderWoh-
nungenleerstehenundinderanderenlediglichzweiProzent,
weistdieHälftederOrtschaftensehrhohenLeerstandauf.
LegtmandieseOrtschaften ineinerGemeindezusammen,
befindetsichdieLeerstandsquotebeisechsProzentundso-
mit in einemmoderaten Bereich. Dieser MAUP-Hypothese
gehenwirimFolgendennach.

LEERSTÄNDE IN RHEINLAND-PFALZ:  
GROB GESEHEN KEIN PROBLEM!

ZunächstaggregierenwirdieKommuneninRheinland-Pfalz
derartauf,dasssiemitdenen inHessenvergleichbarsind.
Falls das Effizienzargument gilt, sollten die Kommunen in
Rheinland-PfalzauchdannnochhoheLeerständeaufweisen,
wenndiese künstlich zusammengefasstwerden.Unterder
MAUP-Hypotheseerwartenwir,dassdie stärkereStreuung
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Abb. 2
Verteilungen des Wohnungsleerstands auf Kommunalebene und für zusammengefasste Gemeinden

Anmerkung:DieDarstellungistoberhalbvon15%abgeschnitten.DiemaximaleLeerstandsquotebeträgtinRheinland-Pfalzetwa27%.
Quelle:StatistischesBundesamt(2014),BerechnungundDarstellungdesifoInstituts. ©ifoInstitut
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Abb. 3
Verteilung des Wohnungsleerstands auf Kachelebene

Anmerkung:*KlassengrößenjeweilsvomangegebenenWertbiszurnächsthöherenKlasse.
Quelle:StatistischesBundesamt(2015),BKG(2014),BerechnungundDarstellungdesLeibniz-InstitutsfürökologischeRaumentwicklung. ©IÖR2018,ifoInstitut

rechtem Strich gekennzeichnete Mediangemeinde. Diese 
bezeichnet gerade die Gemeinde, von der aus gesehen die 
HälfteallerGemeindenniedrigeunddieandereHälftehöhere
Leerstandswerte aufweisen.
Die Abbildung verdeutlicht, dass die Leerstände zwischen den 
GemeindeninRheinland-PfalzstärkerstreuenalsinHessen.
InderaggregiertenBetrachtungweistRheinland-Pfalzjedoch
sogarwenigerRegionenhohenLeerstandsaufalsHessen.In
weniger als acht Prozent der Gemeindegruppen steht ein
hoher Anteil (ab sieben Prozent) der Wohnungen leer. Zur
Erinnerung:InHessensindes8,5%.DergeringereLeerstand
in Hessens Gemeinden scheint somit vollständig mit der
MAUP-Hypotheseerklärbarzusein.DiesesErgebnissugge-
riert,dasskeinkausalerEffektvonderGemeindegrößeaufdie
Leerstandsquote ausgeht.

LEERSTÄNDE IN HESSEN:  
VERSTECKT, ABER VORHANDEN!

ZurÜberprüfungderderMAUP-HypothesekannauchdieErhö-
hung der räumlichen Auflösung auf Ein-Quadratkilometer-
RasterdesZensusatlasherangezogenwerden.DieGemeinde-
grenzen werden auf diese Weise völlig aufgehoben. Mit dem 
Effizienz-ArgumentgelingteseinerübergeordnetenGebiets-
körperschaft,LeerstandsdisparitäteninnerhalbdieserRegion
anzugleichen.Demzufolgeerwartenwir,dassinHessenauch
auf Kachelebene relativ weniger Beobachtungen mit hohen 
LeerstandsniveausvorzufindensindalsinRheinland-Pfalz.Un-
terderMAUP-HypothesesinddiemoderatenLeerstandsquoten
inHessenlediglicheinstatistischesArtefakt.Beieinerdetaillier-
tenBetrachtungwürdesichhierentsprechendeineAuffäche-
rungder Verteilung zeigen,diemit der Verteilung in Rhein-
land-Pfalzvergleichbarist.

Infobox 1: Daten auf Ein-Quadaratkilometer-Raster

FürdieAnalysehabenwirdenKacheldatensatzumLeer-
standskacheln mit sehr geringem Wohnraum bereinigt. 
SchließlichkanndasobenbeschriebeneZuschnittsproblem
(MAUP)auchaufKachelebeneauftreten:Kachelnmitwenig
WohnungenführenbeiAuftretenvonLeerstandzuunver-
hältnismäßighohenLeerstandsquoten.Umdaszuvermei-
den, haben wir alle Leerstandskacheln für Hessen und
Rheinland-Pfalz mit einem im Vorfeld klassifizierten
Gebäudedatensatzverschnitten.DieKlassifizierungberuht
aufder imATKISmodelliertentatsächlichenNutzungder
Erdoberfläche.DieGebäudegrundflächenwurdenanschlie-
ßend nach Nutzungsklasse je Kachel aufsummiert, um nur 
diejenigen Kacheln in die Analysen mit einzubeziehen, wel-
cheeinMindestmaßanüberbauterFlächemitderFunktion
„Wohnen“aufweisen.DerSchwellenwertwurdebei1%der
Kachelfläche(entspricht10000m²)festgelegt.DieBerech-
nungderdurchschnittlichenGebäudegrundflächeausdem
GebäudedatensatzfürHessenundRheinland-Pfalzergibt
eineFlächevonrund100m².InjederindieAnalyseeinbezo-
genenKachelsinddemnachzumeistmehrals100Wohnge-
bäude vorhanden. Somit ist sichergestellt, dass die kachel-
bezogenenLeerstandsquotennichtvonAusreißernextrem
niedriger Wohnungsanzahl verzerrt werden. Die gewählte 
Mindest bebauung ist dabei niedrig genug angesetzt, um 
ländlich geprägte Gebiete mit einzuschließen. Alternativ 
ließesichdieBereinigungauchübereineUntergrenzeinder
Einwohnerzahl erzielen. Die verwendete Methode hat 
jedochdenVorteil,dassRegionenmitsehrvielenleerste-
henden Gebäuden, jedoch nur wenigen Bewohnern, nicht 
systematisch ausgeschlossen werden.
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EinZusammenschlussvonGemeindenzurVerringerunghoher
Leerstandsquoten würde zwar statistisch  funktionieren, an der 
tatsächlichen Situation jedoch nichts ändern. Gleichsam zeigt 
sich, dass größere Verwaltungseinheiten keineswegs von
 hohen regionalen Wohnungsleerständen befreit sind.
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Wohnungen–ErgebnissedesZensus9.Mai2011“,Wiesbaden.

1 SämtlicheAngabenbeziehensichaufdasJahr2011.

2 DerDefinitiondesZensusfolgendsindhierWohnungeninWohngebäuden
(ohneWohnheime)gemeint.Dazuzählennicht:Ferien-undFreizeitwoh-
nungen,Diplomatenwohnungen,WohnungenausländischerStreitkräfte
sowie gewerblich genutzte Wohnungen.

3 InderLiteraturzuGemeindefusionenfindetsichjedochkeineempirische
Evidenzdafür,dassdieGemeindegrößekausalmiteinereffizienterenBe-
reitstellungöffentlicherGütereinherginge(vgl.BlesseundRösel2017).

4 EinprominentesBeispielfürdasMAUPistGerrymandering,dasinsbeson-
dereindenUSAdiskutiertwird.DasPhänomenbeschreibt,wieüberdie
ManipulationderWahlbezirkszuschnittedaspolitischeErgebnisbeeinflusst
werden kann.

InkleinteiligerAuflösungistzuerkennen,dasssichdierelati-
venVerteilungenderLeerstandsquoteninHessenundRhein-
land-Pfalzweitgehendähneln.DieStreuungderQuadratkilo-
meter-Kacheln in Rheinland-Pfalz ist zwar etwas stärker
ausgeprägt, sodass höhere Leerstandsklassen relativ  gesehen 
häufigervorkommenalsinHessen(vgl.Abb.3).
Soweisen11,6%derEin-Quadratkilometer-KachelninRhein-
land-Pfalz einen Wohnungsleerstand von mehr als sieben
Prozentauf.InHessensindes10,8%.DerUnterschiedzwi-
schen den Bundesländern ist jedoch deutlich geringer als auf 
kommunalerEbene(22,2%gegenüber8,5%).Auchdiesehr
ähnlichenStandardabweichungenderVerteilungen(2,31in
Rheinland-Pfalzgegenüber2,15inHessen)deutendaraufhin,
dasssichbeideVerteilungenbeikleinteiligerAuflösunganei-
nanderangleichen(vgl.auchTab.1).EinregionalerAusgleich
von Wohnungsleerständen innerhalb einer größeren Gebiets-
körperschaftscheint insofernkaumstattzufinden–zumin-
destnichtinbedeutendgrößeremUmfangalsdieszwischen
verschiedenen Gebietskörperschaften der Fall ist. In der
ZusammenschaudeutendieErgebnisseaufeinensehrhohen
ErklärungsanteilderMAUP-HypothesefürdieimVergleichzu
Rheinland-PfalzmoderatenLeerstandsquoteninHessen.

FAZIT

Der Vergleich der Wohnungsmärkte in Hessen und Rhein-
land-Pfalzverdeutlicht,dassdiekommunaleBetrachtungs-
ebeneaufgrundihrerunterschiedlichenFeinteiligkeitirrefüh-
rend sein kann. Auf den ersten Blick ist regional sehr hoher 
LeerstandinRheinland-PfalzeindeutlichgrößeresProblem
alsinHessen.UnteridentischerAuflösungverschwindendie
Unterschiedejedoch:EinerseitssinktderAnteilderRegionen
mithohemLeerstandgarunterdasNiveauHessens,wennwir
die Gemeinden in Rheinland-Pfalz zu gröberen Gruppen
 zusammenfassen. Andererseits gleichen sich auf feinerer 
GliederungsebeneRegionenmithohemLeerstandinRhein-
land-Pfalz an die Leerstands-Häufigkeitsverteilungen von
Hessenan.DieseErgebnisselassendaraufschließen,dasses
fürdenWohnungsleerstandeinerRegionkeineRollespielt,
wiegroßdieVerwaltungseinheitist,indersiesichbefindet.

Tab. 1
Zusammenfassende Statistiken

Betrachtungs- 
ebene

Median(in%) Standard- 
abweichung(in%)

AnteilRegionenmitLeer-
standab7%(in%)

Anzahl  
Beobachtungen

HE RP HE RP HE RP HE RP

Kommunen
4,5

4,8
1,6

3,0
8,5

22,2
426

2049

RPaggregiert 5,0 1,3 7,8 293

Kacheln 3,6 4,0 2,1 2,3 10,8 11,6 2769 3966

Quelle:BerechnungundDarstellungdesifoInstituts. ©ifoInstitut
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bringenwürde:EineFusionkönnte0,07%derzusammenge-
rechnetenheutigendreiLandeshaushalteoderrund2,90Euro
jeEinwohnerundJahreinsparen.Diesistdaraufzurückzufüh-
ren,dassdieAusgabenmitEinsparpotenzial(z.B.Ministerprä-
sident,Ministerien,Landtagsabgeordnete)einenäußerstge-
ringen Anteil am Landeshaushaltausmachen.DerHauptteilder
 Landesausgaben entfälltaufPolizei,Lehrerunddenkommuna-
lenFinanzausgleich;EinsparungensindhierdurcheineLänder-
fusion nicht zu erwarten. Die Bildung eines Bundeslandes „Mit-
teldeutschland“ würde zumindest ausgabeseitig daher kaum 
Wirkungenentfalten,gingeabermiterheblichenUmstellungs-
problemen und möglichen politischen Nebenwirkungen einher.

BISHERIGE STUDIEN ZU LÄNDERFUSIONEN

Das Grundgesetz sieht mit Art. 29 an prominenter Stelle die 
Möglichkeit zur Neuordnung der föderalen Gebietsstrukturen 
in Deutschland vor (siehe Infobox 1). Seit Bestehen der
Bundes republik wird daher diskutiert, ob eine solche Neu-
ordnungimRahmenvonGebiets-undStrukturreformenzu
Effizienzverbesserungen bzw. Ausgabensenkungen führen
kann. Nach 1949 kam es bisher mit der Bildung des Landes 
Baden-WürttembergimJahr1952nurineinemeinzigenFall
zu einer substanziellen Territorialreform auf Ebene der
 Länder. Evaluationsstudien zu den kausalen Wirkungen von 
Länderfusionenliegendahernichtvor;guterforschtsindhin-
gegeninzwischenkommunaleGebietsreformen(Blesseund
Rösel2017).Dennochwurdeneinzelnepolitischeundfinanz-
wissenschaftliche Studien vorgelegt, die die fiskalischen
Folgen einer Zusammenlegung von Bundesländern zumin-
destex-anteabschätzen,jedochaufeinerVielzahlvonnicht
näher belegten Annahmen beruhen.

EINLEITUNG

ImmerwiederwirddieFusionvonBundesländerndiskutiert.
BefürwortervonFusionenführendamitzumeistdieMöglich-
keit größerer Einsparungen als Argument an. Eine geplante 
FusionvonBerlinundBrandenburgscheiterteimJahr1996
allerdings am verpflichtenden Volksentscheid. Die Bildung
einesNordstaatsausdenLändernHamburgundSchleswig-
HolsteinwurdeinderVergangenheitintensiv,aberletztlich
bisherohnepolitischeFolgendiskutiert.

AuchinSachsen,Sachsen-AnhaltundThüringenwirdim-
merwiederdieFusionderdreiLänderzueinemBundeslandes
„Mitteldeutschland“gefordert. ImJahr2005sprachensich
zumBeispieldieOberbürgermeistervonLeipzigundHallefür
eineFusionaus.DerlangjährigeVize-Ministerpräsidentund
FinanzministervonSachsen-Anhalt,JensBullerjahn,unter-
stützteregelmäßigdiesenVorschlag.ImJahr2013themati-
sierteauchderMinisterpräsidentvonSachsen-Anhalt,Reiner
Haseloff,einemöglicheFusionderdreiLänder,stießjedoch
auf Ablehnung bei seinen Amtskollegen aus Sachsen und 
Thüringen.2014erreichtendieForderungenzurZusammen-
legungderLändereineneueQualität,alsBernwardRothe,
SPD-Landtagsabgeordneter in Sachsen-Anhalt, durch eine
UnterschriftensammlungeinenAntragaufeinVolksbegehren
initiierte. Auch nachdem der Antrag vom zuständigen Bundes-
innenministeriumabgelehntwurdeundRotheimJahr2016
aus dem Landtag Sachsen-Anhalts ausschied, wird das 
Themaweiterhinöffentlichdiskutiert.

IndiesemBeitragwidmenwirunsdeshalbderFrage,welche
fiskalischen Effekte die Fusion der Länder Sachsen, Sachsen-
AnhaltundThüringenzueinemBundesland„Mitteldeutschland“
habenwürde.WirvergleichendabeidieheutigenPro-Kopf-Aus-
gabenderdreiLändermitdenPro-Kopf-AusgabendesLandes
Niedersachsen, das in Einwohnerzahl und -dichte etwa einem 
potenziellen Bundesland „Mitteldeutschland“ entspricht. 

Unsere Ergebnisse zeigen, dass die Fusion der Länder
Sachsen,Sachsen-AnhaltundThüringenkaumEinsparungen

* JonathanOldwarzumZeitpunktderErstellungdesArtikelsPraktikant,Dr.
FelixRöselistwissenschaftlicherMitarbeiteranderNiederlassungDresden
desifoInstituts–Leibniz-InstitutfürWirtschaftsforschunganderUniversität
Münchene.V.

Jonathan Old und Felix Rösel*

Sparprojekt oder Milchmädchenrechnung? 
Die finanziellen Effekte eines Bundeslandes 
„Mitteldeutschland“

In diesem Beitrag zeigen wir, dass die Fusion der Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen zu ei
nem Bundesland „Mitteldeutschland“ kaum Einsparungen erbringen würde. Eine Fusion würde weniger 
als 0,1 % der Landesausgaben (rund 2,90 Euro je Einwohner und Jahr) einsparen. Dies liegt daran, dass 
die überhaupt „einsparbaren“ Ausgabeposten (z. B. Ministerpräsidenten, Landtagsabgeordnete, Verfas
sungsgerichte) nur einen sehr kleinen Teil des Gesamthaushalts der Länder ausmachen. Der weit überra
gende Teil der Ausgaben der Länder – Aufwendungen für Lehrer, Justiz, Polizei und Kommunen – wäre 
von einer Fusion nicht berührt.
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öffentlichenDienstesjeEinwohneraufdasNiveauwestdeut-
scher Großstädte reduzieren würde. Durch diese Maßnahme 
ergibt sich rechnerischeinEinsparpotenzial von2,5%des
damaligenBerlinerLandeshaushaltes.Unklarbleibtjedoch,
weshalbhierzueineFusionderohnehinmitAbstandgrößten
deutschen Stadt mit dem Land Brandenburg notwendig und 
warumeineReduktiondesPersonalsimöffentlichenDienst
nicht innerhalb der bestehenden Ländergrenzen möglich sein 
sollte.

Zur Bildung eines „Nordstaates“ aus den Ländern
HamburgundSchleswig-HolsteinexistierenzweiFallstudien.
Büttner und Hauptmeier (2006) schätzen auf Basis von
Regressionsanalysen,dassEinsparungeninHöhevon4%der
Ausgaben auf Länderebene realisierbar sein könnten. Wie 
bereitsbeiBüttneretal.(2004)handeltessichjedochumrein
rechnerischeEinspareffekte,dadieAutorendenkausalenZu-
sammenhang von Ausgaben und Einwohnerzahl nicht prüfen 
können.Lammers(2006)betrachtetebenfallsdasFallbeispiel
„Nordstaat“, untersucht jedoch nur die Ebene der politischen 
Führung,daderAutorinsbesondereindiesemBereichEin-
sparpotenziale vermutet. Der Autor zeigt, dass im Bereich der 
politischenFührungreinrechnerischdiePro-Kopf-Ausgaben
mitderEinwohnerzahleinesBundeslandessinken.Füreine
möglicheFusionvonSchleswig-HolsteinmitHamburgschätzt
Lammert ein Einsparpotenzial auf 0,5 % der bereinigten
 Gesamtausgaben und liegt damit deutlich unter den Ergeb-
nissen aller anderen Studien.

METHODIK

WirwollenimFolgendenversuchen,dasPotenzialfürEinspa-
rungen durch die Zusammenlegung der Länder Sachsen,
Sachsen-AnhaltundThüringenabzuschätzen.Dazumüssen
wir aufHaushaltsstatistiken unddie Rechnungsergebnisse
derdreiLänderfürdasJahr2011zurückgreifen,dakeineak-
tuellerenDatenzumGesamthaushaltzurVerfügungstehen.
Wir summieren die Haushaltsergebnisse der drei Bundes-
länder auf, hierdurch ergibt sich das Bundesland „Mittel-
deutschland“. Interessanterweise ergibt sich hierbei, dass das 
neu entstehende Bundesland in etwa der Bevölkerungszahl 
und-dichtedesLandesNiedersachsenentspräche(vgl.Tab.1
sowiedieKarteinAbb.1).WirwerdenimFolgendendaherdas
Land Niedersachsen als Vergleichspunkt heranziehen, um
beispielsweisedieAusgaben fürdas künftige Landesparla-
ment oder die Landesregierung eines Bundeslandes „Mittel-
deutschland“ abzuschätzen.

Tabelle 1 zeigt jedoch auch, dass zwischen „Mittel-
deutschland“ und Niedersachsen erhebliche soziodemogra-
phische Unterschiede bestehen. So war 2011 die Arbeits-
losenquote in „Mitteldeutschland“ mit rund 9,1 % etwa
doppeltsohochwieinNiedersachsenmit5,5%.Dasnieder-
sächsische Bruttoinlandsprodukt je Einwohner lag deutlich 
oberhalb des „mitteldeutschen“. Aufgrund der strukturell 
bedingthöherenSozialausgabensowieder2011nochdeut-
lich stärker ausgeprägten Finanztransfers im Rahmen des
„Aufbau Ost“ lagen die Ausgaben in „Mitteldeutschland“ 
oberhalbdesNiveausvonNiedersachsen.Unklarwäredas
politische Gewicht von „Mitteldeutschland“ im föderalen 
SystemDeutschlands:NachdemderzeitigenBerechnungs-

Infobox 1: Wie würde eine Länderfusion ablaufen?

Die gesetzliche Grundlage für alle Neugliederungen des 
Bundesgebietsfindetsich inArt.29desGrundgesetzes.
JedeNeugliederung,worunternebenFusionenauchAuf-
spaltungen oder Neuzuordnungen von Landesteilen zu 
zählen sind, soll eine effektive Aufgabenerfüllung der
Ländergewährleisten.InjedemFallsindhierbeikulturelle
Gemeinsamkeiten, ErfordernissederRaumordnungund
LandesplanungsowiewirtschaftlicheGesichtspunktezu
berücksichtigen. Neugliederungen bedürfen grundsätzlich 
einesBundesgesetzessowiederZustimmungdurchVolks-
entscheid.DieInitiativekannhierbeiauchvomVolkselbst
ausgehen. Der vom sachsen-anhaltinischen SPD-Land-
tagsabgeordnetenBernwardRotheimJahr2014initiierte
Antrag auf Volksbegehren nimmt auf Art. 29 Abs. 4 GG
Bezug. Danach verpflichtet ein Volksbegehren durch
mindestens ein Zehntel der Wahlberechtigen in einem
„ zusammenhängenden, abgegrenzten Siedlungs- und 
Wirtschaftsraum,dessenTeileinmehrerenLändernliegen
und der mindestens eine Million Einwohner hat“, zu einem 
entsprechendenBundesgesetzinnerhalbvonzweiJahren
odereinerVolksbefragung.DerAntragzum„Volksbegehren
Mitteldeutschland“ betrachtete die Städte Halle (Saale)
und Leipzig und die angrenzenden Landkreise Leipzig, 
Nordsachsen und Saalekreis als einen solchen Siedlungs- 
undWirtschaftsraum.DieseAnsichtwurdevomzuständi-
gen Bundesinnenministerium nicht geteilt. Der Antrag 
wurde daher abgelehnt.

Quelle:DarstellungdesifoInstituts.

Geppert (1999) vermutet, dass bei etlichen Ausgaben der
 Länder positive Skalenerträge bestehen, die durch eine 
VergrößerungderBundesländergenutztwerdenkönnten.Auf
der anderen Seite existieren auchWettbewerbseffekte, da
mehrere kleine Länder besser auf regionale Präferenzen
eingehen und mit verschiedenen Politikstrategien experi-
mentieren können. Auf Basis seiner Annahme hoher Skalen-
effekte ermittelt Geppert (1999) ein Einsparpotenzial von
7,5%desGesamthaushaltes.

Büttneretal.(2004)schätzenfür40Aufgabenbereiche
miteinemRegressionsmodell,wiedieAusgabenderLänder
statistisch mit der Bevölkerungsgröße und Bevölkerungs-
dichte zusammenhängen. Die Autoren finden, dass eine
Verdopplung der Bevölkerungsgröße eines Landes zu 4 %
 geringeren Ausgaben führen würde. Besonders hohe Einspar-
potenzialeermittelnBüttneretal.(2004)fürdiePolitikfelder
politischeFührung,Gesundheit,Sozialausgabenundregionale 
Entwicklung.DietheoretischeFundierungmöglicherSkalen-
effekteaufdiesenFeldernsowiediekausaleWirkungsrich-
tungderRegressionsanalysenbleibenjedochunklar.

NebendenStudienvonGeppert(1999)undBüttneretal.
(2004)bestehenauchetlicheFallstudienzukonkretenNeu-
gliederungsvorschlägen.Döringetal.(1995)untersuchendie
PotenzialeeinerVereinigungderLänderBerlinundBranden-
burg.DerPersonalbesatzimöffentlichenDienstBerlinsinden
1990er Jahren lagweit überdemBundesdurchschnitt.Die
Autorennehmendaheran,dasseineFusiondieGrößedes
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Ebene (also an den einzelnen Gerichten) an, die von einer
Länderzusammenlegungkaumbetroffenwären.Eingroßer
TeilderAusgabenfälltinsoferninBereichenan,wodieKosten
der Bereitstellung proportional zur Einwohnerzahl, Landes-
flächeoderanderenBedarfsindikatorenverlaufen:Bildungs-
ausgaben sind vor allem Ausgaben für Lehrer, Ausgaben der 
öffentlichenSicherheitundOrdnungvorallemfürPolizisten.
Nennenswerte Einsparungen sind hier allein schon aufgrund 
der Natur der Ausgaben nicht zu erwarten. In einem ersten 
Schritt prüfen wir daher, ob in bestimmten Ausgabebereichen 
überhaupt Einsparungen möglich sind.

IneinemzweitenSchrittziehenwirdanndiePro-Kopf-
Ausgaben unseres Vergleichslandes Niedersachsen heran. 
Wirgehendavonaus,dassdiePro-Kopf-Ausgaben„Mittel-
deutschlands“ in bestimmten Aufgabenbereichen auf das 
Niveau von Niedersachsen reduziert werden können, da 
Nieder sachsen in Bevölkerungsgröße und -dichte etwa dem 
Land „Mitteldeutschland“ entspricht. Dies gilt natürlich nur 
für Aufgabenbereiche, in denen die Pro-Kopf-Ausgaben
Nieder sachsens auch tatsächlich niedriger sind als die 
durchschnittlichenheutigenPro-Kopf-AusgabenderLänder
Sachsen,Sachsen-AnhaltundThüringen.Besondersrelevant
dürftehierbeiderBereichderpolitischenFührungmitden
Aufwendungen für Abgeordnete und die Bezüge der Minister 
und Ministerpräsidenten sein. Weitere denkbare Bereiche 
sind Informationswesen und Statistischer Dienst, also vor 
allemAusgabenfürÖffentlichkeitsarbeitunddiestatistischen
Landesämter, und die Landesverfassungsgerichte. Wir 
 betrachten ebenfalls weitere anfallende Ausgaben im Bereich 
derpolitischenFührungundderInnerenVerwaltung.

In einem dritten Schritt führen wir beide  vorangegangenen 
Überlegungen zusammen. Wir ermitteln erstens, in welchen 
Aufgabenbereichen Einsparungen sowohl theoretisch mög-
lichsindalsauchzweitensdiePro-Kopf-Ausgabenderheuti-
genLänderSachsen,Sachsen-AnhaltundThüringenhöher
sindalsdiePro-Kopf-AusgabenNiedersachsens.DieDifferenz
der Pro-Kopf-Ausgaben Niedersachsens und der heutigen
Ausgaben der mitteldeutschen Länder entspricht den poten-
ziellen Einsparmöglichkeiten.

Die meisten bisherigen Studien gehen auch auf regional-
wirtschaftlicheEffekteein,dieeineLänderfusionnachsich
ziehen kann. So können zum Beispiel grenzüberschreitende 
FragendurchdieZusammenlegungeffizientergelöstwerden.
DieserEffektwird jedochempirischkaumgestützt.Bereits
aufnationalerEbenesindLandesgrößeundWirtschaftskraft
nichtsystematischkorreliert(BramblundFelbermayr2017).
Auf kommunaler Ebene kann keine bisher vorgelegte Studie 
eine kausale Wirkung von Gebietsvergrößerungen auf Steuer-
aufkommenoderWirtschaftswachstumnachweisen(Blesse
undRösel2017).Wachstumswirkungensindinsofernunwahr-
scheinlich, zumindest jedoch hochspekulativ. Wir blenden 
solche Effekte im Folgenden daher aus und wenden eine
„statischeAnalyse“ aufBasis tatsächlich realisierterHaus-
haltsergebnisse an.

ERGEBNISSE

Tabelle2zeigtunsereErgebnisse.EinGroßteilderAusgaben
scheidet bereits aus theoretischen Erwägungen für Einspar-

schlüssel der Stimmen für den Bundesrat würde „Mittel-
deutschland“ zusammen sechs Stimmen erhalten und damit 
nurdieHälftederStimmen,diedieFusionspartnerheuteauf
sichvereinigen(12).

Tab. 1
Niedersachsen und „Mitteldeutschland“ im Vergleich (Jahr 2011)

Niedersachsen 
(NI)

„Mitteldeutschland“  
(MI)

Einwohner 7,918Mill. 8,720Mill.

Fläche 47593km² 55103km²

Einwohnerdichte  
(Einwohner/km²) 166,4 158,2

Arbeitslosenquote 5,5% 9,1%

Bruttoinlandsprodukt 
(nominal) 235,9Mrd.€ 202,5Mrd.€

Bruttoinlandsprodukt je 
Einwohner(nominal) 30327€ 23743€

Bereinigte Ausgaben 
(Land) 26,3Mrd.€ 36,0Mrd.€

Bereinigte Ausgaben 
(LandundKommunen) 36,8Mrd.€ 44,0Mrd.€

Stimmen im Bundesrat 6 6(bisher:12)

Anmerkung:„Mitteldeutschland“istdieSummederLänderSachsen,
Sachsen-AnhaltundThüringen.Die (hypothetischen)Stimmen im
Bundesratfür„Mitteldeutschland“errechnensichausArt.51Abs.2GG. 
Quelle:StatistischesBundesamt,DarstellungdesifoInstituts. ©ifoInstitut

Abb. 1
„Mitteldeutschland“ und Niedersachsen

Hannover
Magdeburg

Erfurt
Dresden

Quelle:DarstellungdesifoInstituts. ©ifoInstitut

UnsererAnalysestellenwirfolgendeVorüberlegungvoran:In
manchen Aufgabenbereichen sind durch Länderfusionen Ein-
spareffektetheoretischdenkbar.ImBereichderpolitischen
FührungsindbeispielsweisedurchdieZusammenlegungvon
Parlamenten,LandesregierungenundRechnungshöfenEin-
sparungen plausibel. So wird nach einer Fusion beispiels-
weise nur noch einer statt drei Ministerpräsidenten benötigt. 
InanderenBereichensindEinsparungendurchFusionenbe-
reitstheoretischsogutwieausgeschlossen:Beispielsweise
fällteinGroßteilderAusgabenfürJustizaufderoperativen



15

AKTUELLE FORSCHUNGSERGEBNISSE

ifo Dresden berichtet 2/2018

ausschließlichaufdiez.B.imRahmendesSolidarpaktesbe-
rücksichtigten ostdeutschen Sonderbedarfe zurückführen, 
dieauchdurcheineFusionnichtverschwinden.EinBeispielist
die nach der Wende persistent höhere Arbeitslosigkeit, die 
dazu führt, dass in Ostdeutschland mehr Menschen auf Sozial-
leistungen angewiesen sind. Weiterhin spiegelt sich der im 
Jahr2011nochausgeprägte„AufbauOst“indenAusgabenfür
Infrastruktur, Wohnungsbau und Energie wieder.

potenziale aus. So ist etwa im Bildungswesen kaum mit Ein-
sparungen zu rechnen, da auch weiterhin die bestehenden 
SchulenundHochschulenzufinanzierensind.Hieraufdeutet
auchbereitsgeringeDifferenzderheutigenPro-Kopf-Ausga-
ben der drei mitteldeutschen Länder und denen  Niedersachsens 
hin. In anderen Bereichen übersteigen zwar die Ausgaben in 
„Mitteldeutschland“dasNiveauNiedersachsens;diehöheren
Ausgaben lassen sich bei näherer Betrachtung jedoch nahezu 

Tab. 2
Bereinigte Ausgaben je Einwohner in Euro nach Aufgabenbereichen in Niedersachsen und „Mitteldeutschland“ im 
 Vergleich (2011)

Aufgabenbereiche Spareffekt  
möglich? NI < MI? NI MI  

(tatsächlich)

MI  
(mit Spar- 

effekt)

Spareffekt  
je  

Einwohner

Allgemeine Dienste + 584,91 613,86 610,98 2,89

Davon:

 Politische Führung u. zentrale Verwaltung 160,7 156,72 153,88 2,83

  Aufwendungen für Abgeordnete + + 3,37 5,93 3,37 2,56

  Bezüge f. Ministerpräsidenten u. Minister + + 0,25 0,53 0,25 0,27

  Sonstg.politischeFührg.u.InnereVerwaltg. + - 144,00 142,07 142,07 0

  Informationswesen und Statistischer Dienst + - 13,08 8,19 8,19 0

 ÖffentlicheSicherheitundOrdnung - + 190,13 217,54 217,54 0

 Rechtsschutz 146,45 157,14 157,08 0,06

  Verfassungsgerichte + + 0,03 0,08 0,03 0,06

  Gerichte,Staatsanwaltschaften - + 103,56 120,44 120,44 0

  Justizvollzugsanstalten - + 24,64 30,84 30,84 0

  Weitere - - 18,22 5,78 5,78 0

 Finanzverwaltung - - 87,63 82,47 82,47 0

Bildungswesen,Wissenschaft,Forschg.,Kultur - - 1104,16 1064,72 1064,72 0

Soziale Sicherung, Wiedergutmachung - + 443,39 688,61 688,61 0

Gesundheit,Umwelt,SportundErholung - + 63,36 82,8 82,8 0

Wohng.,Raumu.Stadt,Gemeinschaftsdienste - + 18,41 87,6 87,6 0

Ernährung,LandwirtschaftundForsten - + 47,59 92,29 92,29 0

Energie-undWasserwirtschaft,Gewerbe - + 80,65 233,66 233,66 0

Verkehrs-undNachrichtenwesen - + 140,96 236,7 236,7 0

Vermögen,Finanzwirtschaft,Unternehmen - + 809,75 986,89 986,89 0

Summe aller Ausgaben (je Einwohner) 3 293,2 4 087,12 4 084,25 2,89

SummederAusgaben/Einsparungen(gesamtinMrd.) 26,08 35,64 35,61 0,025

Lesehilfe:DieTabellezeigtdiePro-Kopf-AusgabeninEuroimJahr2011indenjeweiligenAufgabenbereichen.ZurBerechnungderEinsparungen
ersetzenwirfürdieplausiblenAufgabenbereichediePro-Kopf-Ausgabenvon„Mitteldeutschland“(MI)durchdiejeweiligenPro-Kopf-Aus-
gabenNiedersachsens(NI).DieSummewirddavonausgehendneuberechnet.Ein„+“inderzweitenSpaltegibtan,dassEinsparungenmöglich
sind.Ein„+“inderdrittenSpaltezeigt,inwelchenAusgabenbereichendiePro-Kopf-Ausgabenvon„Mitteldeutschland“überdemniedersäch-
sischen Niveau liegen. 
Quelle:DarstellungdesifoInstituts. ©ifoInstitut
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JahreinengeringenAnteilamLandesbudgetaus.ImVergleich
dazuentstehenalleinfürPolizei,SchulenundWissenschaft
sowie soziale Sicherung jährlich Ausgaben von knapp 
2000EurojeEinwohner.Zweitensgebendiemitteldeutschen
Bundesländer in den relevanten Bereichen ohnehin schon 
vergleichsweisewenigaus.FürdenGesamtbereichderpoliti-
schen Führung liegen die Ausgaben bereits heute unter
nieder sächsischem Niveau.

Abbildung 2 illustriert diese Überlegungen nochmals gra-
phisch.DargestelltsinddieAusgabenderLänder;dieGröße
der Kästchen ist proportional zum Anteil am Gesamthaushalt 
gewählt.PotenzielleEinsparungenwürdennureinensehrge-
ringenTeildeszusammengelegtenLandesbudgetsvon„Mit-
teldeutschland“ ausmachen. In den grau dargestellten Auf-
gabenbereichen mit den größten Ausgaben erwarten wir 
keine Einsparungen durch die Länderfusion.

FAZIT

In diesem Beitrag haben wir überschlagsweise gezeigt, dass 
dieFusionderLänderSachsen,Sachsen-AnhaltundThüringen
zu einem Bundesland „Mitteldeutschland“ kaum  Einsparungen 
erbringen würde. Wenn in den Bereichen, in denen zumindest 
theoretisch ein Einsparpotenzial besteht, die Ausgaben auf 
das Niveau des fast gleich großen Landes Niedersachsen 

Im Kern reduzieren sich bereits theoretisch die möglichen Ein-
sparmöglichkeitenaufdenBereichderpolitischenFührung.
HierliegenmitAusnahmevonnurdreiFällenschonheutedie
Pro-Kopf-AusgabendereinzelnenLänderSachsen,Sachsen-
AnhaltundThüringenunterhalbdesNiveausvonNiedersach-
sen. Die Ausnahmen sind die Diäten für Landtagsabgeord-
nete, die Bezüge für Minister und den Ministerpräsidenten 
sowiedieAusgabenfürdieVerfassungsgerichte.DieEinspar-
potenziale durch die Bildung von „Mitteldeutschland“ sind 
hierallerdingsaußerordentlichniedrig:Sollten inallenbe-
trachtetenBereichendiePro-Kopf-AusgabenaufdasNiveau
von Niedersachsen reduziert werden können, dann würden 
proEinwohnerjährlichgeradeeinmal2,89Euroeingespart.
Fast90%dieserEinsparungenentstehendurchdieReduktion
derZahlderLandtagsabgeordneten.FürMinisterundMinis-
terpräsidenten ist der Einsparbetrag wesentlich geringer 
(wenigerals0,30EurojeEinwohnerundJahr)undauchfürdie
Landesverfassungsgerichteminimal (rund0,05Euro jeEin-
wohnerundJahr).

AbsolutentsprechendieEinsparungenvon2,89Europro
Einwohner und Jahr einer Summe von 25 Mill. Euro. Dies
wärenrund0,07%desgesamtenBudgetsderdreimitteldeut-
schenBundesländerimJahr2011.ZweiFaktorentragenzu
dieserniedrigenZahlbei.ErstensmachendieAusgabenfür
politischeFührungmitnurrund160EurojeEinwohnerund

Abb. 2
Ausgabenstruktur der Landeshaushalte und Einsparpotenzial

Lesehinweis:DieGrößederFlächenistproportionalzumAnteildesAusgabenbereichsamGesamtbudget.DengrößtenTeilderAusgaben
nehmenBildungundForschung,sozialeSicherungundVermögen/Finanzwirtschaftein.
Quelle:DarstellungdesifoInstituts. ©ifoInstitut
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 Gewicht zumisst, würden die mitteldeutschen Bundesländer 
im Bundesrat Einfluss verlieren. Die Vergrößerung von
GebietsstrukturenführtzudemzueinemsinkendenEinfluss
einzelnerTeilregionen,einerschwächerenBerücksichtigung
regionaler Besonderheiten, könnte gewachsene kulturelle 
Identitäten beeinträchtigen und kann zu einer Entfremdung 
von Politik und Bürgern beitragen (Rösel und Sonnenburg
2016).
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 gesenkt würden, könnten die mitteldeutschen Bundes länder 
lediglich0,07%ihresBudgetssparen.Diesentsprichtweniger
als drei Euro pro Einwohner.

Den geringen geschätzten Einsparungen stehen nicht 
unerhebliche Kosten einer Länderfusion gegenüber: Auf
finanziellerSeitesindhierinsbesonderediedirektenKosten
einerVorbereitungeinesVolksentscheidsundderAusarbei-
tung eines Bundesgesetzes zu nennen. Dazu kommen die 
hohenTransaktionskosten langwierigerVerhandlungenum
die genaue Ausgestaltung einer Länderfusion und den politi-
schenAufbauvon„Mitteldeutschland“.Hierunterfälltinsbe-
sondere auch die Rechtsangleichung, da unterschiedliche
rechtliche Normen angeglichen werden müssten – zum
 Beispiel, was die Aufgabenverteilung zwischen Land und 
Kommunen angeht, die in Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen mitunter höchst unterschiedlich geregelt sind.
FernermüsstenbestehendeRechtsbeziehungenzurBundes-
ebene(z.B.Länderfinanzausgleich)undzuUnternehmenund
ausländischenRegierungen(z.B.bestehendeVerträgezwi-
schendersächsischenStaatsregierungmitderRegierungder
TschechischenRepublik) neu ausgehandeltwerden.Mögli-
cherweisebestehenpositiveWachstumsfolgeneinerRechts-
angleichungderLandesgesetzgebung;diesekönnenjedoch
nichtnäherquantifiziertwerden.Denkbarwärenauchnega-
tiveFolgen fürdasWirtschaftswachstum,daderpolitische
Wettbewerb um Investoren in Mitteldeutschland abnehmen 
würde.SchließlichwürdeeineFusionauchdasZusammen-
führen der höchst unterschiedlichen Schuldenstände der drei 
Länder beinhalten, wodurch Anreiz- und Gerechtigkeitspro-
bleme entstehen.

Auf politischer Seite sind die Konsequenzen schwer abzu-
schätzen. Da die Stimmenanzahl im Bundestag kleineren 
 Ländern proportional zu ihrer Einwohnerzahl ein größeres 
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DER LIMES GERMANICUS

Die empirische Identifikation einesmöglichen Effektes der
römischen Präsenz auf die wirtschaftliche Entwicklung im
südwestdeutschenRaumgeschiehtmittelseinesräumlichen
Regressions-Diskontinuitäts-Ansatzes, einem sogenannten
Grenz-Diskontinuitäts-Designs(imEnglischen„boundarydis-
continuitydesign“,kurzBDD).IndiesemfungiertderLimes
Germanicus, also der befestigte Teil der alten römischen
GrenzezwischenRheinundDonau,alsGrenzezwischendem
GebietmitrömischerVergangenheitunddemohneeinesol-
che.2 Der deutsche Limes eignet sich aus mehreren Gründen 
füreinesolcheIdentifikationsstrategie.Zunächsteinmalister
sehr gut erforscht und es existieren eine Vielzahl an noch
heute sichtbaren Mauerresten oder Wallgräben. Dies macht 
esmöglich,seinenVerlaufmitrelativgroßerSicherheitnach-
zuvollziehen.Zumanderen legtdieEntstehungsgeschichte
desLimesnahe,dassseinVerlaufnichtdurchökonomische
Erwägungen(wiebeispielsweisedasSichernvonGebietenmit
gutenBöden,natürlichenRessourcenodergroßerBevölke-
rungsdichte)odergeographischenCharakteristikabestimmt
wurde, sondern durch strategische und praktische Erwägun-
gen(vgl.Schallmayer2011).EinHauptmotivdürftebeispiels-
weise gewesen sein, den Weg zwischen Mainz und Augsburg 
(denbeidenrömischenProvinzhauptstädten)zusichernund
dabei möglichst wenig Gebiet erobern zu müssen. Ebenfalls 
fürdieseThesespricht,dassderLimeszwischenMiltenberg
undLorchaufüber120kmeinergeradenLinie folgt–also
ohne Rücksicht auf die Topographie errichtet wurde. Ein

EINLEITUNG

Die immer noch großen Einkommensunterschiede zwischen 
Ost-undWestdeutschlandsindsowohlinderÖffentlichkeit
alsauchinderWissenschaftGegenstandkontroverserDebat-
ten.1 Wie das Ost-West-Gefälle in Deutschland zeigt, sind regi-
onaleUngleichheitensehrpersistentundlassensichkaum
binnenwenigerJahrzehnteausgleichen(z.B.vonEhrlichund
Seidel 2018, Ochsner 2017). Dennoch versuchen Politiker
stets, durchmannigfache Förderprogrammedas regionale
Gefälle ökonomischer Aktivität zu verringern.

Dieser Artikel beleuchtet weit zurückliegende, historische 
Ursachen regionalökonomischer Ungleichheit. Dabei stehen
wederregionalökonomischeFörderpolitikenderjüngstenVer-
gangenheit noch die mehrfach untersuchten Auswirkungen der 
NachkriegszeitimFokusdieserAnalyse(z.B.Schumann2014).
Dieser Aufsatz untersucht vielmehr, ob heutige Entwicklungs-
unterschiede auf historische Ereignisse zurückgeführt werden 
können,welcheJahrhunderteodergarJahrtausendezurück-
liegen.HierzuwirddieHypotheseuntersucht, ob infolgedes
 römischen Erbes in Süd- und Westdeutschland noch heute sicht-
bareEntwicklungsunterschiedevorzufindensind.Dazuwerden
deutsche Regionen verglichen, welche beiderseits des soge-
nannten Limes Germanicus, also direkt an der Grenze zwischen 
demrömischbzw.nicht-römischkontrolliertenTeildesheutigen
Deutschlandslagen.KonkretgehtderAufsatzderFragenach,ob
esstatistischundökonomischsignifikanteEntwicklungsunter-
schiede zwischen dem ehemals römischen und nicht-römischen 
TeilDeutschlandsgibt.DiesepotenziellenEntwicklungsunter-
schiede werden zum einen in der unterschiedlichen Lichtinten-
sität bei Nacht in ehemals römischen und nicht-römischen 
Gebietengemessen.ZumanderenwirdeineAnalysedesStädte-
wachstums beiderseits des Limes vorgenommen.

Fabian Wahl*

Augustus‘ langer Schatten:  
Warum der römische Teil Deutschlands 
noch heute besser entwickelt ist

Ökonomen und Politiker gehen heute nicht mehr von einer schnellen Angleichung der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit zwischen Ost- und Westdeutschland aus. In der Tat zeigen viele aktuelle Studien, dass 
regionalökonomische Unterschiede sehr persistent, also kaum veränderbar sind. Dieser Artikel unter
sucht das römische Erbe in Deutschland auf seine Auswirkungen auf die regionalökonomische Ungleich
heit. Selbst in der heutigen Zeit unterscheidet sich die Wirtschaftskraft entlang des Limes Germanicus, 
welcher den römischen vom nicht-römischen Teil Deutschlands trennte. Die ehemals römischen Gebiete 
in Deutschland weisen auch heute noch eine signifikant höhere Wirtschaftskraft auf als direkt benach
barte, nicht-römische Gebiete. Hauptursache dieser Persistenz ist insbesondere das von den Römern 
 gebaute Straßennetz. Entlang dieses Straßennetzes wuchsen Städte schneller, was auch heute noch 
 sichtbar ist. Diese Resultate legen nahe, dass regionalökonomische Disparitäten sehr weit zurückliegende 
historische Ursachen haben können.

* Dr.FabianWahlistAkademischerRatamLehrstuhlfürWirtschafts-und
SozialgeschichtemitAgrargeschichte(520J)anderUniversitätHohenheimin
Stuttgart.
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scheinlicherist.DiesesFaktumistumsobemerkenswerter,als
dass römische Straßen nicht aufgrund von ökonomischen, 
sondernvonmilitärischenErwägungengebautwurden;auf
ihnen sollten nicht Waren transportiert werden, sondern 
TruppenaufmöglichstschnellemWegvoneinemKastellzum
nächsten verschoben werden können. Aus diesem Grund 
folgenrömischeStraßenoftmalseinerGeraden,welchedie
kürzeste Verbindung zwischen zwei Orten darstellt. Dabei
wurdenoftgroßeSteigungen inKaufgenommenundauch
unliebsamesTerrainüberwunden–alldiesistausökonomi-
scher Sicht nachteilig und ließe somit keine erhöhte öko-
nomische Aktivität erwarten.

DiedreibeschriebenenPunktelassensomiteinepositive
Rückkopplung zwischen dem römischen Straßennetz und
denAgglomerations-undUrbanisierungskräftenvermuten,
welche die Gebiete im römischen Gebiet mit einem lang-
fristigen Entwicklungsvorteil ausstatteten. In den folgenden 
Abschnitten wird nun empirisch untersucht, ob die regional-
ökonomischeAktivitätimehemalsvondenRömernkontrol-
lierten Teil Deutschlands wirklich höher ist als in den
 angrenzenden nicht-römischen Gebieten.

NACHTLICHTINTENSITÄT IM RÖMISCHEN  
UND NICHT-RÖMISCHEN DEUTSCHLAND

Ist der Limes Germanicus auch heute noch eine Grenze zwi-
schenökonomischunterschiedlichstarkenRegionen?Hierzu
wird zunächst in Abbildung 1 ein Überblick über die räumliche 
VerteilungderökonomischenAktivitätgegeben.Dabeiwird
dieNachtlichtintensitätinDeutschlandimJahr2009alsMaß
für die regionale ökonomische Aktivität herangezogen. Dieses 
MaßbietetgroßeVorteileimVergleichzualternativenNähe-
rungswerten der kleinräumigenWirtschaftskraft (vgl. Info-
box1).InAbbildung1werdenökonomischstarkeRegionenin
dunkelgrünundökonomischschwächereRegionenhellgrün
dargestellt. Darüber hinaus sind die Grenzen der heutigen 
BundesländersowiederVerlaufderrömischenGrenze,dem

Infobox 1: Lichtintensität als Proxy regionalökonomischer 
Aktivität

DiewirtschaftlicheEntwicklungwirdmittelsderLichtin-
tensität eines bestimmten Gebiets bei Nacht approxi-
miert.4DieLichtintensitäterfreutsichseiteinigenJahren
zunehmender Beliebtheit bei Ökonomen, welche sich mit 
regionalenbzw.räumlichenUngleichheitenbeschäftigen,
daesmehrereVorteilemitsichbringt.Zumeinenistesin
einersehrhohenräumlichenAuflösungvon0,0083Grad
verfügbar(30Winkelsekundenmal30Winkelsekunden–
diesentsprichteinemQuadratvonca.860MeterSeiten-
länge).DasistbesondersdannvonVorteil,wenndieIden-
tifikationeinesempirischenEffektsvieleBeobachtungen
undeinepräziseräumlicheZuordnungdesEffekteserfor-
dert.ZumanderenermöglichtdieNachtlichtintensitätein
wirtschaftlichesEntwicklungsmaßzuberechnen,welches
nichtaufEbeneadministrativerRegionenwieLandkreisen
oder Gemeinden definiert ist, deren Grenzen potenziell
endogen mitbestimmt werden.

andererVorteildesLimesistauch,dassderLimesnichtiden-
tisch mit den Grenzverläufen heutiger Bundes länder, der frü-
heren Besatzungszonen oder wichtiger historischer Staaten 
wiePreußenist(vgl.hierzuAbb.1).3

WOHER KOMMT DER LANGFRISTIGE EFFEKT  
DER RÖMER?

Dieser Abschnitt stellt einige historische und theoretische 
Überlegungen an, um mögliche Ursachen der noch heute
sichtbaren Entwicklungsunterschiede zwischen römisch und 
nicht römisch-kontrollierten Gebieten in Deutschland zu 
erklären.DabeistehtinsbesonderedasvondenRömernauf-
gebauteStraßennetzimZentrumderArgumentation,umdie
persistentenregionalenUnterschiedezuerklären.DieHypo-
these ist hier, dass die Persistenz des römischen Straßen-
netzesunddessenEinflussaufdenStandortunddasWachs-
tum von Städten die regionalökonomische Entwicklung über 
Jahrhunderteförderte.SoistdasStraßennetzjenerTeildes
römischen Erbes, welcher aus ökonomischer Sicht am 
ehestenfürpersistenteEffekteverantwortlichseinkann.Eine
Vielzahl an Studien hat langfristige positive Wachstums-
effekte von Transportinfrastruktur (StraßenundSchienen)
nachgewiesen (vgl. Berger und Enflo 2017, Cogneau und
Moradi2014,Holl2004).HistorikerundArchäologenkonnten
außerdem nachweisen, dass die meisten der wichtigen 
RömerstraßenauchindenJahrhundertennachdemVerfall
desrömischenReicheszumindestrudimentärinstandgehal-
ten und als Handels- und Transportwege genutzt wurden 
(vgl.Glick1979).EsgibtdreiHauptgründefürdiePersistenz
des römischen Straßennetzes und seinen besonders langfris-
tigen,positivenEinflussaufdiewirtschaftlicheEntwicklung
desrömischenTeilsDeutschlands.

Erstens stellten die bereits existierenden römischen
Straßen einen Kostenvorteil für diemittelalterlichen Herr-
scherimSüdenundWestendesHeiligenRömischenReiches
dar,dienichtimgroßenUmfangneueStraßenbauenmussten
(wozusiezumeistohnehinnichtdienötigenRessourcenzur
Verfügunggehabthätten).InspäterenPeriodenkonntendie
vorhandenenRessourcendanndazubenutztwerden,umwei-
tere, ergänzende Straßen zu bauen. Dies führte zu einem 
dichteren Straßennetz in den ehemals römischen Gebieten 
Deutschlands. Ein dichteres Straßennetz stellt einen wichti-
genVorteilfürHandelundkommerzielleAktivitätendar.

Zweitens blieben die von den Römern gegründeten
Städte(Köln,Mainzetc.)meistensauchnachdemEndeder
römischenHerrschaftwichtigepolitischeundwirtschaftliche
Zentren. Außerdem hatten sie eine zentrale Position im
post-römischen Stadtnetzwerk inne, da sie durch wichtige 
römische Straßen miteinander verbunden waren. Dies führte 
dazu, dass diese Städte kostengünstig zu erreichen waren 
undsomitihrenZugangzudenwichtigstenMärktenverbes-
serte. Außerdem begründete es den Status vieler dieser 
StädtealsHandelszentren–wiebeispielsweiseimFallevon
Köln oder Augsburg.

Drittens sind neue Städte im Mittelalter und der frühen 
Neuzeit vermehrt entlang römischer Straßen entstanden. So 
zeigen Bosker und Buringh (2017), dass die Existenz einer
Stadt inderNäheeinerrömischenStraßesignifikantwahr-
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discontinuity design“, kurz BDD) mögliche regionale Unter-
schiede dies- und jenseits des Limes Germanicus ermittelt. Die 
BDD-MethodewirdhierbeiinderInfobox2genauervorgestellt.

FürdieValiditätderErgebnisseistnebenderExogenität
und Einzigartigkeit der Grenze, welche bereits weiter oben 
diskutiertwurden,auchnötig,dasssichaußerderZugehörig-
keitzumrömischenReichanderGrenzekeineanderenFakto-
ren systematisch ändern. Solche Faktoren sind etwa die
Meereshöhe,dieRauheitdesTerrainsoderdieBodenqualität.
Deswegen wird in einem ersten Schritt anhand des BDD 
geprüft,obsichdieBodenqualität,dieMeereshöheunddie
RauheitdesTerrainsanderGrenzeunterscheiden.DieErgeb-

LimesGermanicus,durchDeutschlandumdasJahr200n.Chr.
dargestellt (als das römische Reich seine größte, länger
andauerndeAusdehnunginDeutschlanderreichthatte).

EINE EMPIRISCHE ANALYSE DES LIMES GERMANICUS

Die Abbildung 1 legt bereits nahe, dass es eine räumliche Dis-
kontinuität in der Nachtlichtintensität am Limes, d. h. eine im 
Durchschnitt höhere Nachtlichtintensität im ehemals römi-
schenTeilDeutschlandsgebenkönnte.Umdiesgenauer zu
überprüfen, werden empirisch anhand der Methode des 
Grenz-Diskontinuitäts-Designs (im Englischen „boundary

Abb. 1
Nachtlichtintensität in Deutschland und der Limes Germanicus

Nachtlichtintensität: gering  hoch     LimesGermanicus(200n.Chr.)     Bundeslandgrenzen

Lesehinweis:DieKartezeigtdieNachtlichtintensitätimJahre2009.JedunklereinGebietmarkiertist,destohöheristdiedortigeNachtlicht-
intensität. 
Quelle:Wahl(2017). ©ifoInstitut
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nicht grundsätzlich uninteressant war. Des Weiteren bleibt 
darauf hinzuweisen, dass die ökonomischen und politischen 
Zentrendervor-römischenkeltischenKulturinderRegiondes
heutigenSüddeutschlandsnichtmitden späterenZentren
der römischen Siedlungsaktivitäten übereinstimmten. Außer-
demwarinkeltischerZeitdieSiedlungsdichtelinksundrechts
des späteren Limes nicht signifikant unterschiedlich. Viel-
mehrgibtesHinweisedarauf,dassdieGegenddesheutigen
Baden-Württemberg–alsoeinederKernregionendesrömi-
schenDeutschland–ausverschiedenen,nichtabschließend
geklärten Gründen, unmittelbar vor der römischen Eroberung 
durch Augustus sogar nicht oder kaum besiedelt gewesen 
seinkönnte(vgl.Rieckhoff2008).EsgibtalsowenigeGründe,
die dafür sprechen, dass der Südwesten Deutschlands bereits 
invor-römischerZeitstärkerbesiedeltoderhöherentwickelt
war als der Norden.

Basierend auf diesen Gegebenheiten kann also ein vali-
des BDD mit dem Limes als Grenze durchgeführt werden. Die 
IntuitionhintereinemsolchenBDDistdiefolgende:Wennes
einesystematischeDifferenzzwischenderNachtlichtintensi-
tät im römischen und nicht-römischen Teil Deutschlands
gibt,dannistesmöglich,dieNachtlichtintensitätalsFunk-
tion der Distanz zur römischen Grenze zu modellieren, wobei 
mandanneineVerschiebungdesAchsenabschnittsdieser
FunktionanderGrenze(beiDistanznull)nachobenbeob-
achtensollte.DieseVerschiebungdesAchsenabschnitts,und
obeinesolchesignifikant ist, lässtsichmithilfeeinesBDD
abschätzen.

EswirdhierderbisherigenLiteraturgefolgt(vgl.Dell2010
oderKeeleundTitiunik2014)unddie römischeGrenzezu-
nächst als eindimensionaler Grenzpunkt gesehen. Dies ent-
spricht einem klassischen Regressions-Diskontinuitäts-
Design(RDD),indemdieDistanzzurGrenzezurModellierung
desZusammenhangszwischenNachtlichtintensitätundrö-
mischem Erbe genutzt werden kann. Ebenfalls der gängigen 
PraxisfolgendwirddasBDDfürverschiedeneDistanzbänder
umdieGrenzeherumgeschätzt (parametrischesBDD).Die
hier gezeigten Resultate beziehen zum einen lediglich
RegionenmiteinermaximalenDistanzvon100kmsüdlich
und nördlich des Limesmit ein. Zum anderenwerden nur
 Abschnitte des Limes berücksichtigt, welche nicht entlang der 
DonauoderdesRheinsverliefen.DasBasisBDDwirdalsofür
deninAbbildung2dargestelltenBereich100kmnördlichund
südlichdesLimesohnedieFlusssegmentegeschätzt.Dabei
wird jeweils die Nachtlichtintensität von Pixel auf beiden
 Seiten der Grenze verglichen, die sich im gleichen von drei 
möglichenGrenzsegmenten befinden. Hierdurchwird eine
mögliche Verzerrung durch unbeobachtete Heterogenität
 reduziert.

Es werden aber auch Schätzungen für 15-, 10- und
5-km-Distanzbänder durchgeführt (vgl. hierzu Wahl 2017).
 Außerdem wird das BDD auch nicht-parametrisch mithilfe 
einerlokalenlinearenRegressiongeschätzt,beiderdieBand-
breite der Schätzung links und rechts der Grenze automatisch 
bestimmt wird, d. h., es wird eine Methode angewendet, bei 
derdasDistanzband sobestimmtwird, dassdie Funktion,
welche den Zusammenhang zwischen Nachtlichtintensität
und Distanz zur römischen Grenze am präzisesten beschreibt, 
eine lineare ist.

nissedieserTestszeigen,dasskeinerdergenanntenFaktoren
eine Diskontinuität am Limes aufweist, d. h. die Bodenquali-
tät ist beispielsweise direkt nördlich des Limes nicht systema-
tischbesseroderschlechteralssüdlichdavon(vgl.Wahl2017
füreinedetaillierteDiskussion).

Infobox 2: Das Grenz-Diskontinuitäts-Design

DieempirischeIdentifikationdesEffektesderrömischen
Präsenz auf die wirtschaftliche Entwicklung beiderseits
des römischen Limes geschieht mittels eines räumlichen 
Regressions-Diskontinuitäts-Ansatzes, einem sogenann-
tenGrenz-Diskontinuitäts-Designs(imEnglischen„boun-
darydiscontinuitydesign“–BDD).Explizitwirdfolgende
Gleichunggeschätzt:

Іп (Nachtlichtintensität s,i ) =  

α + β Römischs,i + f(Di) + γʹXs,i + δs + s,i
 (1)

Wobei f(Di) eineflexibleFunktiondergeodätischenDis-
tanzvonjedemNachtlichtintensitäts-Pixelizudemnächs-
tenPunktdesLimesist.„Flexibel“bedeutethierbei,dass
dieseFunktionaufder römischenSeitederGrenzeeine
andere sein kann, als auf der nicht-römischen. Іп (Nacht-
lichtintensität s,i ) ist der natürliche Logarithmus der Nacht-
lichtintensitätjederGitterzelle(bzw.jedes30mal30Win-
kelsekundengroßenPixels) indemGrenzsegments des 
Limes,imJahr2009.Römischs,i isteineDummyVariable,
dieangibt,obeineGitterzelleimJahr200n.Chr.imrömi-
schen Gebiet lag oder nicht. Xs,i isteinVektorvonKontroll-
variablen,welcherdieDistanzzumnächstenFlusssowie
Gitterzelle i’sdurchschnittlicheMeereshöhe,Terrainrau-
heit (Standardabweichung derMeereshöhe) und durch-
schnittliche Bodenqualität enthält. δs schließlich reprä-
sentiert Grenz-Segment-Dummies, wobei der Limes in fünf 
gleichgroße Segmente aufgeteilt wird. Die in diesem 
ArtikelpräsentiertenResultatebeziehenabernurdiejeni-
gen drei Grenzsegmente mit ein, welche nicht entlang der 
DonauunddesRheinsverliefen.AlternativkannmanDell
(2010),vonEhrlichundSeidel(2018)undanderenfolgen
und die Funktion f(Di) durch eine flexible Funktion des
durchschnittlichenBreiten- und Längengrads (yi bzw. xi 
jederGitterzelleersetzen(f(xi ,yi )),d.h.manmodelliertdie
Grenze wirklich als zweidimensionales Objekt. Um die
RobustheitderErgebnissezuuntersuchen,werdenauch
beideFunktionengleichzeitiggeschätzt.

EinandererAspekt,derdieValiditätderIdentifikationsstrate-
gie gefährden kann, ist das mögliche Vorhandensein von
vor-römischen Entwicklungsunterschieden zwischen dem 
Norden und Süden Deutschlands. Eine ausführliche Diskus-
sion der vor-römischen Entwicklungsmuster in Deutschland 
sollhierausPlatzgründennichterfolgen,esseiaberfestge-
halten, dass der römische Kaiser Augustus ursprünglich das 
GebietbiszurElbeeinnehmenwollte(unddiesauchzeitweilig
eroberthatte),derNordenDeutschlandsfürdieRömeralso
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DieErgebnissedieserBasisschätzungensindinTabelle1auf-
geführt. Sie legen nahe, dass, nimmt man das Ergebnis der 
konservativstenSchätzunginSpalte(6),welchebeideArten
von Polynomen und Kontrollvariablen berücksichtigt, die
NachtlichtintensitätimehemalsrömischenTeilDeutschlands
inderTatumca.10%höheristalsimnicht-römischenGebiet.
DieseregionalenUnterschiededirektamLimessindunabhän-
gigvondergewähltenFunktiondesPolynoms(Spalte(3)–(6))
und auch bezüglich eines nicht-parametrischen Schätzver-
fahrens(Spalte(1))nahezuidentisch.DasResultatinSpalte(2)
suggeriert gar einen noch stärkeren Effekt des römischen
Erbes.DesWeiterenzeigtWahl(2017),dassderLimesGerma-
nicus unabhängig der gewählten Bandbreite nach wie vor eine 
Grenze zwischen wirtschaftlich unterschiedlich starken
Regionen darstellt. Selbst unter der Berücksichtigung von
Kontrollvariablen wie beispielsweise der Bevölkerung einer 
Gitterzelle,derDistanzeinerZellezueinerKeltischenSied-
lungoderdurchdenAusschluss größerer Städte (bzw. der
lichtreichstenPixel)findetsichimmernocheinsowohlstatis-
tischalsauchökonomischsignifikanterEffektdesehemaligen
LimesaufdieheutigeregionaleWirtschaftskraft.

SIND WIRKLICH DIE RÖMISCHEN STRASSEN FÜR DEN 
ENTWICKLUNGSVORTEIL VERANTWORTLICH?

DamitdierömischenStraßenfürdenbeobachtetenZusam-
menhang verantwortlich sein können, muss zunächst einmal 
diePersistenzdesrömischenStraßennetzesbisindieheutige
Zeitnachgewiesenwerden.DieAbbildungen3und4präsen-
tieren hierzu graphische Evidenz. Abbildung 3 zeigt, dass 

Abb. 2
Nachtlichtintensität im Gebiet 100 Kilometer nördlich und südlich 
des Limes Germanicus

Nachtlichtintensität: gering  hoch

 GrenzsegmentedesLimesGermanicus(200n.Chr.)

Lesehinweis:DieKartezeigtdenVerlaufdesLimesunddieNacht-
lichtintensitätangrenzenderGebiete (+/-100km) indenheutigen
Bundesländern Bayern, Baden-Württemberg, Hessen und Rhein-
land-Pfalz.DiesesGebietbildetdieAnalyseregion,dahierderLimes
nichtdemFlussverlaufvonRheinoderDonaufolgte.
Quelle:Wahl(2017). ©ifoInstitut

Tab. 1
Ergebnisse der BDD Schätzung

Abhängige Variable: ln(Nachtlichtintensität)

Nichtpara- 
metrisch (LLR) Parametrisch (100 km um die Grenze)

(1) (2) (3) (4) (5) (6)

RömischesGebiet 0,049***        0,266***        0,097***        0,099***        0,109***        0,102***
(0,014) (0,006) (0,022) (0,021) (0,019) (0,017)

GraddesKoordinatenPolynoms 1. 3. — 3. 3. 3.

GraddesDistanzPolynoms — — 8. 8. 8. 8.

Grenz-Segment Dummies Nein Nein Nein Nein Ja Ja

Kontrollvariablen Nein Nein Nein Nein Nein Ja

Beobachtungen 29766 181950 181950 181950 181950 181947

Bandbreite(inkm) 14,618 — — — — —

R² — 0,161 0,081 0,173 0,185 0,359

AIC — 397329 413963 394868 392118 348426

Anmerkungen:DieBeobachtungseinheitisteineGitterzellederGröße0,86km²(amÄquator).FlexibleDistanzpolynomewerdenangewendet,
d. h. es werden unterschiedliche Distanzpolynome für das römische und das nicht-römische Gebiet angenommen. Das nichtparametrische 
BDDinSpalte(1)wurdemittelsderlinearlokalenRegressions(LLR)Methodegeschätzt.DortwirddieBandbreitederSchätzungnachdem
KriteriumvonImbensundKalyanaraman(2012)ausgewählt.DerGradderKoordinatenundDistanzpolynomeindenSpalten(2)-(6)wird
anhanddesAkaikeInformationskriteriums(AIC)bestimmt.DieinSpalte(6)berücksichtigtenKontrollvariablensindBodenqualität,Terrain-
rauheit, Meereshöhe und die Distanz einer Gitterzelle zum nächsten großen Fluss (Elbe, Donau oder Rhein). In Klammern sind
heteroskedasdizitäts-robuste Standardfehler angezeigt. Die Koeffizienten sind statistisch von Null unterscheidbar auf ***1-, **5-, und
*10-%-Niveau.
Quelle:Wahl(2017). ©ifoInstitut
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bietes,dassdasVorhandenseineinerrömischenStraßeein
signifikanterPrädiktoreinerheutigenStraßeist.Außerdem
kannmandenVerlaufrömischerStraßenbenutzen,umden
VerlaufheutigerStraßenimRahmeneiner2SLS-Schätzungzu
instrumentieren.
ImWeiterenkannmanmittelsOLS-Regressionenzeigen,dass
die Nachtlichtintensität entlang von römischen Straßen signi-
fikantgrößerist.AußerdemistdasStraßennetzimehemals
römischenTeildeutlichdichter;sozeigtsich,dassdieDistanz
zu einer Autobahn im römischen Gebiet im Durchschnitt deut-
lich kleiner ist als im nicht-römischen Gebiet.

weiteTeilederheutigenAutobahnenimehemalsrömischen
Teil Deutschlands dem Verlauf römischer Straßen folgen.5 
 Abbildung 4 zeigt, dass die meisten heutigen Bundesstraßen 
und Autobahnen im römischen Deutschland in der gleichen 
zehnQuadratkilometergroßenGitterzelle(grün)liegenwie
eine römische Straße. Die heutige Straßenführung über-
schneidetsichsehrstarkmitdemrömischenStraßennetz;so
liegen82%derheutigenBundesstraßenundAutobahnenin
unmittelbarer Nähe zu den römischen Straßen.6InWahl(2017)
wirddiesnochformalergetestet.SozeigendieResultateeiner
OLS-RegressionfürGitterzelleninnerhalbdesrömischenGe-

Abb. 3
Römische Straßen und heutige Autobahnen im römischen Teil Deutschlands

Quelle:Wahl(2017). ©ifoInstitut

Abb. 4
Räumliche Überschneidung von römischen Straßen mit aktuellen Straßen

Lesehinweis:DiegrünhinterlegtenGitterzellensindLokalitäten,indenensichsowohleinerömischeStraßealsaucheineheutigeStraße
(entwederAutobahnenoderBundesstraßen)befinden.
Quelle:Wahl(2017). ©ifoInstitut

 Autobahnen oder Bundesstraße

       Überschneidung mit römischer Straße

 RömischeStraßen

 heutige Autobahnen 
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undfünfverschiedeneVariableneingesetztwerden,umden
Effekt der Römer auf das Städtewachstum zumessen. Die
ErgebnissedieserRegressionensindinTabelle2dargestellt.

InSpalte(1)derTabelle2wirdersichtlich,dassStädteim
römischenGebietinderTatsignifikantstärkergewachsensind
alsosolcheimnicht-römischenGebiet.Spalte(2)zeigtdarüber
hinaus,dassStädteimrömischenGebietimJahr2000signifi-
kant größer sind als jene im nicht-römischen  Gebiet. Dieser 
EffektderRömeristfürvondenRömerngegründeteStädte
(Spalte (3))und insbesondere für römischeStädtean römi-
schen Straßen (Spalte (5)) noch stärker ausgeprägt als für
Städte im römischen Gebiet allgemein. Dieser Befund ist ein 
Hinweisdarauf,dassessichhierbeiwirklichumeinenEffekt
handelt,derdurchdiePräsenzderRömerverursachtwurde
und mit der Intensität des römischen Erbes einer Stadt zu-
nimmt.DieErgebnisseindenSpalten(6)und(7)weiseneben-
fallsdeutlichindieseRichtung:auchinnerhalbdesrömischen
GebietssindvondenRömerngegründeteStädtestärkerge-
wachsenalsnicht-römischeStädte(dienurindirektvonden
römischenHinterlassenschaftenprofitierthaben).DieseRe-
sultatezeigenaberauch,dassdieserVorteilrömischerStädte
auf deren durchschnittlich größere Nähe zu römischen 
Straßenfußt–alsotatsächlich,wiegemutmaßt,dieStraßen
verantwortlich für den langfristigen Entwicklungsvorteil sind.7

FAZIT

Die vorliegende Studie zeigt, dass der Limes Germanicus, der 
römische Grenzwall durch Deutschland, eine positive Diskon-
tinuität in der regionalökonomischen Entwicklung darstellt. 

BleibtalsletztesnochdieFragezuklären,obdieStädte
im römischen Gebiet wirklich stärker gewachsen sind als die 
imnicht-römischenGebiet.HierzuwirdeinPanel-Datensatz
herangezogen, der als Beobachtungen alle Städte enthält, für 
welchefürdieZeitvon800bis2000(jeweilsinSchrittenvon
100Jahren)BevölkerungsdatenvonBairochetal.(1984)bzw.
der Clio-infra-Datenbank Städtischer Siedlungen vorliegen. 
Außerdem werden analog zum BDD nur solche Städte berück-
sichtigt,welcheinnerhalbdesGebietesvon100kmsüdlich
undnördlichdesLimesliegen.Diessindinsgesamt54Städte
(36aufderrömischenund18aufdernicht-römischenSeite),
waszueinemDatensatzausinsgesamt648Stadt-Jahr-Paaren
führt (für 289 davon sind Bevölkerungsdaten verfügbar).
 Außerdem werden für jede Stadt Kontrollvariablen mit ein-
bezogen, nämlich ihre geographischen Koordinaten, die 
durchschnittliche Bodenqualität, Meereshöhe, ein Maß für die 
Terrainrauheit imUmkreis von 5 km sowiedieDistanzder
StadtzumnächstgelegenenFluss.Außerdemwerdenfürjede
Stadt Informationen darüber gesammelt, ob sie an einer rö-
mischenStraßeliegt(d.h.nichtmehrals5kmdavonentfernt)
undobsievondenRömerngegründetwurdeoderspäteren
Ursprungsist.Außerdemwirdberücksichtigt,obeineStadt
näher als 10 km an einer bekannten keltischen Siedlung
(Oppidum)gelegenist,dieDistanzjederStadtzueinemwich-
tigenkeltischenFürstensitzsowiedieDistanzzumnächsten
römischen Markt oder zur nächsten Mine. Schließlich werden 
auchnochGrenzsegment-DummiesundJahres-Dummiesbe-
rücksichtigt. Basierend auf diesen Daten werden dann 
OLS-Regressionengeschätzt,beidenendernatürlicheLoga-
rithmusderStadtbevölkerungalsabhängigeVariablefungiert

Tab. 2
Das Römische Erbe und die langfristige Stadtentwicklung

Abhängige Variable: ln (Stadtbevölkerung)

Alle Be- 
obachtungen Jahr 2000 Alle Beobachtungen Ehemals römisches Gebiet

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7)

RömischesGebiet  0,471*    0,873**
(0,239) (0,353)

VondenRömerngegründeteStadt 0,597*** 0,465** 0,318
(0,194) (0,202) (0,228)

StadtanRömischerStraße 0,503***
(0,172)

RömischeStadtanrömischerStraße 0,628***
(0,192)

DistanzzurnächstenRömischenStraße -0,0232
(0,0139)

Kontrollvariablen Ja Ja Ja Ja Ja Ja Ja

Beobachtungen 289 54 289 289 289 200 200

AngepasstesR² 0,681 0,576 0,696 0,690 0,700 0,727 0,732

Anmerkungen:DieinkludiertenKontrollvariablensinddurchschnittlicheBodenqualität,MeereshöheundTerrainrauheitimGebiet5kmum
eineStadtsowieeineDummyVariablefürStädteinderNähe(innerhalbvon10km)vonkeltischenOppidasowieDistanzzumnächstenFluss,
zumkeltischenFürstensitzaufderHeuneburgsowiedemnächstenrömischenMarktoderdernächstgelegenenrömischenMine.AlleRegres-
sionenbeinhaltenaußerdemJahres-DummiesundGrenzsegment-Dummies.StandardfehlergeclustertaufStadtebeneinKlammern.Koeffi-
zientiststatistischvonNullverschiedeneauf***1-,**5-und*10-%-Niveau.
Quelle:Wahl(2017). ©ifoInstitut
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1 Cantoni(2015)findetheraus,dassmehrheitlichprotestantischeStädte
historisch betrachtet nicht schneller gewachsen sind als katholische. Die 
ErgebnissevonJacob(2010)legennahe,dassFreie-undReichsstädtesich
bezüglichihressozialenKapitals(einemwichtigenDeterminantenwirt-
schaftlicherEntwicklung)nichtodernurunwesentlichvonanderenStädten
unterscheiden.

2 DerGrundwarumnichtdiegesamterömischeGrenze,inklusivederFluss-
segmente,miteinbezogenwird,ist,dassdieRömersowohldenRheinals
auch die Donau mitkontrollierten und damit die angrenzenden germani-
schenStämmevonderenVorteilenausschlossen.DamitstelltdieKontrolle
derFlüsseabereineneigenenFaktordar,derzueinemEntwicklungsvor-
sprung geführt haben könnte. Dieser soll hier nicht untersucht werden. Die 
Resultateändernsichabernichtgrundlegend,wennmandiese(Fluss-)
Segmente der Grenze mitberücksichtigt.

3 Abschließendseiangemerkt,dassauchandereLänderinEuropa(beispiels-
weiseÖsterreich,UngarnoderRumänien)vonderehemaligenrömischen
Grenze in ein historisch römisches und nicht-römisches Gebiet geteilt 
wurden. Diese anderen Länder eignen sich nicht so gut für ein BDD, da dort 
dieGrenzeentwederidentischzuderDonauist,nurkleineTeiledesLandes
nichtrömischgewesensind(Österreich)oderaber,dieGrenzemittendurch
einGebirgeverläuft(wieinRumäniendurchdieKarpaten).Inderausführ-
lichenVersiondiesesArtikels(Wahl2017)wirdgezeigt,dassdieErgebnisse
fürdenLimesauchfürdieseanderenLänderzutreffendsind.

4  Die Nachtlichtintensität wird von NASA-Satelliten erfasst. Die Daten sind 
frei verfügbar und zwar vom Nationalen Geophysikalischen Datenzentrum 
(NGDC)derNationalenOzeanundAtmosphärenVerwaltungderUSA.
DieNachtlichtintensitätwirdmiteinerganzzahligenSkalavon0bis63
gemessen.DieDatenstehenjährlichfürdenZeitraumvon1992bis2013zur
Verfügung.

5 Wichtighierbeizuerwähnenist,dassnursolcherömischenStraßenberück-
sichtigtwurden,derenVerlaufsicherist.

6 Tatsächlichliegenvonden3705je0,86km²großenGitterzellen,diesich
miteinerheutigenStraßeschneiden,3038(82%)nichtmehrals3,3kmvon
einerrömischenStraßeentfernt–undimmerhinnoch57%befindensich
nicht weiter als 2,2 km entfernt.

7 DieseErgebnissehaltenauchdann,wennmanStädtenördlichundsüdlich
derRhein-undDonausegmentedesLimesberücksichtigt.Allerdingsmuss
aberdannaufKohlevorkommenkontrolliertwerden,umnach1800noch
einensignifikantenEffektzufinden.AußerdemhängendieEffektenichtvon
denviergrößtenStädtenimbetrachtetenGebietab(FrankfurtamMain,
Mannheim,MünchenundStuttgart).

Jene Teile des heutigenDeutschlands,welche einmal zum
römischenReichgehörthaben,weiseneinesignifikanthöhere
wirtschaftlicheEntwicklungaufalsdiedirektbenachbarten,
nicht-römischen Gebiete.

DerlangfristigeEffekthistorischerrömischerPräsenzin
Deutschland ist maßgeblich auf das römische Straßennetz 
unddessen InteraktionmitAgglomerationskräften zurück-
zuführen. Diese Persistenz bedeutet, dass Siedlungen im
früheren römischen Reich aus mehreren Gründen in den
 Genuss von Entwicklungsvorteilen gekommen sind. So führte 
das ursprüngliche römische Straßennetz zu einem dichteren 
Straßennetz im Allgemeinen. Dies förderte wiederum das 
Stadtwachstum und führt auch heute noch zu einer stärkeren 
UrbanisierungunderhöhtenökonomischenAktivitätimehe-
malsrömischenTeilDeutschlands.

TrotzdieserErkenntnissesinddie langfristigenEffekte
derHinterlassenschaftenantikereuropäischerKulturennoch
nichtinausreichendemMaßeGegenstandökonomischerFor-
schungen geworden. Es ist deshalb eine wichtige Aufgabe 
zukünftiger Forschungsprojekte, die zahlreichen potenziell
relevanten Errungenschaften antiker Kulturen wie die der
RömerundGriechennäher zu studieren.DieResultateder
hier vorgestellten Studie weisen aber eindeutig darauf hin, 
dassregionalökomischeUngleichheitineinemlängerenZeit-
horizontzubetrachtenundzudenkenist.Politikmaßnahmen
solltenbasierendaufdiesemHintergrundimmerlangfristig
orientiertsein–inderHoffnung,dasseineAngleichungöko-
nomischunterschiedlichstarkerRegionen,wennnichtinder
kurzen,sodochinderlangenFristerfolgenkönnte.Stärkere
InvestitioneninTransportinfrastrukturbietensichhieroffen-
bar als geeignete Maßnahme an.
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die Betrachtung auf die Ebene der Landkreise ausgeweitet.
Insgesamtbeläuft sichderAnteil derAuspendlernach

Westdeutschlandanallensozialversicherungs-(SV)-pflichti-
gen BeschäftigtenmitWohnort in Ostdeutschland nur auf
6,6%imJahr2017(vgl.Tab.1).Diessind–inabsolutenZahlen– 
410000Personen.Allerdingsentfallendavonrund80000Per-
sonenaufBerlin;indenostdeutschenFlächenländernliegt
dieZahlderAuspendlernachWestdeutschlandnurzwischen
41000(Brandenburg;Pendleranteil4,2%)und90000(Thü-
ringen;Pendleranteil10,4%).DieallermeistenBeschäftigten
mit Wohnsitz in Ostdeutschland haben ihren Arbeitsplatz im 
gleichenBundesland–eineAusnahmeistnurBrandenburg,
dasseinenhohenPendleranteilnachBerlinaufweist.Schon
dieseGrößenordnungenzeigen,dassdasPotenzialderPend-
ler nach Westdeutschland für die Deckung von drohenden 
Arbeitskräftelückenkaumausreicht.

Diese Aussage wird noch dadurch untermauert, wenn 
man berücksichtigt, dass es vor allem Erwerbspersonen aus 
den Kreisen entlang der ehemaligen innerdeutschen Grenze 
sind, die in die westdeutschen Länder auspendeln  
(vgl.Abb.1).SoarbeitenetwaeinDrittelallerSV-pflichtigen
Beschäftigten aus den Landkreisen Hildburghausen und
 Sonneberg in Westdeutschland, davon die meisten in den be-
nachbarten fränkischen Landkreisen. Ähnlich hohe Werte 
sindauchimLandkreisEichsfeld(vorallemmitZielGöttingen),
imAltmarkkreisSalzwedel(vorallemmitZielWolfsburg)oder
im Landkreis Nordwestmecklenburg (vor allem mit Ziel
Lübeck) zu verzeichnen. In den geographischweiterent-
fernten Landkreisen liegen die Auspendlerquoten nach West-
deutschland imRegelfall hingegennurumdie 5%.Dadie
PendelentfernungenindenRegionenentlangderehemaligen
innerdeutschenGrenzeimRegelfallnurgeringsind,gibtes

Aufgrund der absehbaren demographischen Entwicklung 
wirdinOstdeutschlandderArbeitskräftemangelindenkom-
mendenJahrenweiterzunehmen.Nachderjüngstenkoordi-
nierten Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen 
Bundesamtes–dieallerdingsdieFlüchtlingsmigrationnoch
nichtberücksichtigt–dürftesichindenkommendenJahren
die Zahl der Personen im erwerbsfähigen Alter (20 bis
65 Jahre) in den ostdeutschen Flächenländern um schät-
zungsweise14%(Sachsen)bis23%(Sachsen-Anhalt)verrin-
gern. Es ist zu befürchten, dass dies zu einer Einschränkung 
desregionalenWachstumspotenzialsführenwird–mitnega-
tiven Auswirkungen auch auf das Wohlstandsniveau in den 
ostdeutschen Ländern.

UmeineVerbesserungdesregionalenArbeitskräfteange-
botszuerreichen,wirdnebenderRückkehrvonnachWest-
deutschlandabgewandertenPersonenauchdieMöglichkeit
diskutiert,ostdeutschePendlerausdenwestdeutschenBun-
desländern„zurückzuholen“.DieimmernochverbreiteteVor-
stellungistesnämlich,dassvieleerwerbsfähigePersonenaus
OstdeutschlandinderVergangenheitausMangelanwohnort-
nahenBeschäftigungsmöglichkeiten gezwungenwaren, ei-
nen Arbeitsplatz in den westdeutschen Bundesländern anzu-
nehmen und deswegen ein mögliches Potenzial für die
Besetzung freier Stellen darstellen. Unabhängig davon, ob
dies in Anbetracht der vielfach schlechteren Bezahlung in Ost-
deutschlandvondenbetreffendenPersonenüberhauptals
realistische Option angesehen wird, scheint es sinnvoll, sich 
überhauptersteinmaldasquantitativeAusmaßderPendel-
ströme zwischen den ostdeutschen und den westdeutschen 
Bundesländern zu verdeutlichen.

ImvorliegendenArtikelwerdenvordiesemHintergrund
die Auspendlerströme von Ost- nach Westdeutschland in den 
einzelnen ostdeutschen Ländern näher betrachtet. Dies 
unterscheidetdieUntersuchungvonanderenAnalysen,die
sichzumeistaufdiePendlersaldenbeziehenunddeswegen
nur ein verzerrtes Bild liefern. Ergänzend wird darüber hinaus 

Joachim Ragnitz

Rückholung von Pendlern als Lösung für 
das ostdeutsche Fachkräfteproblem?

Aufgrund der absehbaren demographischen Entwicklung wird in Ostdeutschland der Arbeitskräfte mangel 
in den kommenden Jahren weiter zunehmen. Für eine Verbesserung des regionalen Arbeitskräfte angebots 
wird neben der Rückkehr von nach Westdeutschland abgewanderten Personen auch die Möglichkeit dis
kutiert, ostdeutsche Pendler aus den westdeutschen Bundesländern „zurückzuholen“. Im vorliegenden 
Beitrag werden die Auspendlerströme von Ost- nach Westdeutschland in den einzelnen ostdeutschen Bun
desländern und auf Ebene der Landkreise betrachtet. Es zeigt sich, dass dieses Potenzial stark überschätzt 
wird. Der Anteil der Auspendler nach Westdeutschland an allen sozialversicherungspflichtigen Beschäf
tigten mit Wohnort in Ostdeutschland beläuft sich nur auf 6,6 % im Jahr 2017. Zur Lösung des drohenden 
Arbeitskräfteproblems in Ostdeutschland wird man kaum auf die betrachteten Personengruppen zurück
greifen können.

* Prof.JoachimRagnitziststellvertretenderGeschäftsführerderNiederlas-
sungDresdendesifoInstituts–Leibnitz-InstitutfürWirtschaftsforschungan
derUniversitätMünchene.V.
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hier kaum einen Anreiz, einen wohnortnäheren Arbeitsplatz 
anzunehmen–undindengrenzfernerenRegionenmagzwar
derAnreizhierzuhöhersein,jedochistdasPotenzialvielzu
gering, als dass dies zur Wiederbesetzung frei werdender Ar-
beitsplätze ausreichen könnte.
Auch„Rückwanderer“stellennureineingeschränktesPoten-
zialfürdieDeckungdesabsehbarenArbeitskräftemangelsin
den ostdeutschen Ländern dar. Studien des Instituts für 
Arbeitsmarkt-undBerufsforschung(IAB)zeigen,dassinden
Jahren 2000 bis 2012 nur 16,5 % der aus Ostdeutschland
 abgewanderten Erwerbspersonen wieder in die ostdeutschen 
Länder zurückgekehrt sind.1 Dabei verwundert es nicht, dass 
dieRückkehrbereitschaftumsoniedrigerist,jelängerjemand
in den westdeutschen Ländern gelebt hat. Da die großen 
„ Abwanderungswellen“ nach Westdeutschland inzwischen 
abgeebbtsind,dürftedasArbeitskräftepotenzialausdieser
Gruppe somit ebenfalls gering sein.

Dasaberbedeutet:ZurLösungdesdrohendenArbeits-
kräfteproblemsinOstdeutschlandwirdmankaumaufdiebe-
trachtetenPersonengruppenzurückgreifenkönnen;vielmehr
isteserforderlich,auchaufZuwanderungausdemAuslandzu
setzen. Dies setzt nicht nur eine entsprechende  Änderung der 
rechtlichenRahmenbedingungenfürdieMigrationvonArbeits-
kräftennachDeutschlandundausreichendattraktiveArbeits-

Tab. 1
Pendler (sozialversicherungspflichtig Beschäftigte) aus den Ländern Ostdeutschlands 2017 
AnteilanallensozialversicherungspflichtigBeschäftigtenamWohnort(in%)

                           Wohnort
Berlin Brandenburg Mecklenburg-

Vorpommern Sachsen Sachsen- 
Anhalt Thüringen Ostdeutsch - 

landArbeitsort

Auspendler insgesamt 13,9 29,4 12,3 8,7 16,7 14,6 6,6

darunter:
Schleswig-Holstein 0,2 0,3 3,5 0,1 0,2 0,1 0,5

Hamburg 0,6 0,3 1,9 0,1 0,2 0,1 0,5

Niedersachsen 0,6 0,6 1,4 0,4 4,9 1,6 1,4

Bremen 0,1 0,1 0,2 0,0 0,1 0,0 0,1

Nordrhein-Westfalen 1,7 1,0 0,7 0,8 1,1 0,9 1,1

Hessen 0,9 0,4 0,3 0,4 0,5 2,6 0,8

Rheinland-Pfalz 0,2 0,1 0,1 0,2 0,2 0,2 0,2

Baden-Württemberg 0,7 0,6 0,3 0,7 0,6 0,8 0,6

Bayern 1,1 0,7 0,5 1,7 0,9 4,0 1,5

Saarland 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Westdeutschland 6,1 4,2 9,0 4,4 8,7 10,4 6,6

Berlin — 21,6 1,1 0,6 0,8 0,4 21,8

Brandenburg 6,7 — 1,3 1,0 1,2 0,2 13,1

Meckl.-Vorpommern 0,2 0,7 — 0,1 0,2 0,1 8,9

Sachsen 0,4 1,8 0,4 — 4,1 2,4 24,9

Sachsen-Anhalt 0,3 0,8 0,3 1,5 — 1,1 12,4

Thüringen 0,1 0,2 0,1 1,1 1,7 — 12,4

Ostdeutschland 7,8 25,2 3,2 4,3 8,0 4,2 —

Quelle:BundesagenturfürArbeit;BerechnungendesifoInstituts. ©ifoInstitut

Abb. 1
Pendler nach Westdeutschland aus den Landkreisen Ostdeutsch-
lands 2017 
AnteilanallensozialversicherungspflichtigBeschäftigten(in%)

0.0 – 4.0
4.0 – 6.0
6.0 – 8.0
8.0 – 10.0
10.0 – 37.6

Quelle:BundesagenturfürArbeit;BerechnungendesifoInstituts. ©ifoInstitut
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bedingungen in Ostdeutschland voraus, sondern insbeson-
dere auch die Bereitschaft der örtlichen Bevölkerung,
Zuwandererüberhauptaufzunehmen.Anderenfallswirdesin
weiten Teilen Ostdeutschlands schwerfallen, das erreichte
Wohlstandsniveau auch längerfristig aufrechtzuhalten. 
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Abb. 1
ifo Geschäftsklima für Ostdeutschlanda

ifoKonjunkturumfragenimMärz2018

Quelle:ifoInstitut. ©ifoInstitut

OSTDEUTSCHLAND

DerifoGeschäftsklimaindexdergewerblichenWirtschaftin
Ostdeutschland tendierte zum Winterausklang seitwärts  
(vgl.Abb.1).ErnotierteimFebruarbei113,4undimMärzbei
113,8Punkten.DiebefragtenUnternehmerwarenmitihren
laufendenGeschäftengeringfügigzufriedeneralsimJanuar.
SieäußertenjedochetwaswenigeroptimistischeGeschäfts-
erwartungen fürdasersteHalbjahr2018.Auchhinsichtlich
der Beschäftigungsentwicklung waren Industrie, Bau und
 Einzelhandel etwas vorsichtiger als zuletzt. Im Gegensatz 
dazu hoben die ostdeutschen Großhändler ihre Personal-
plänevomJahresbeginnspürbaran.

Am besten entwickelte sich die Stimmung im Laufe des 
ersten Quartals im ostdeutschen Bauhauptgewerbe. Die 
Geschäfte liefen vonMonat zuMonatbesser, der Auftrags-
bestand nahm weiter zu, und die Baupreise dürften nach
 Ansicht der Bauunternehmer in den kommenden Monaten 
beschleunigtsteigen.SelbstdiezuletztrückläufigeGeräte-
auslastungdämpftediepositivenEinschätzungennochnicht.
AllerdingsgabendieGeschäftserwartungeninderTendenz
etwas nach.

Im Gegensatz zur Euphorie im Bauhauptgewerbe trübte 
sichdasGeschäftsklimaimostdeutschenHandelimLaufedes
erstenQuartalsein.VomschwungvollenJahresauftaktwarim
März nicht mehr viel übrig. Die Lageeinschätzungen notierten 
zuletzt nur noch geringfügig oberhalb des Niveaus vom ver-
gangenenDezember.DieGeschäftserwartungengabensogar
spürbar nach. Insbesondere im Großhandel mehrten sich zu-
letzt die pessimistischen Stimmen.

Im ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbe setzte der
Geschäftsklimaindex seine Seitwärtsbewegung fort. Die
befragtenUnternehmerbeurteiltenihrelaufendenGeschäfte
vonJanuarbisMärzjeweilsähnlichgut,korrigiertenjedoch
ihre Geschäftserwartungen immittelfristigen Vergleich er-
neutnachunten.DieExporterwartungengabenimLaufedes
erstenQuartalssogarkräftignach.Gleichzeitigentwickelten
sichdieKapazitätsauslastungundderAuftragsbestandinIn-
dustrieundHandwerksehrpositiv.DieifoKonjunkturuhrdes
VerarbeitendenGewerbesOstdeutschlands steht nachwie
vor tief im Quadranten „Boom“.

* Dr.MichaelWeberistwissenschaftlicherMitarbeiteranderNiederlassung
DresdendesifoInstituts–Leibniz-InstitutfürWirtschaftsforschungMünchenan
derUniversitätMünchene.V.
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Abb. 2
ifo Geschäftsklima für Sachsena

ifoKonjunkturumfragenimMärz2018

Quelle:ifoInstitut. ©ifoInstitut

SACHSEN

ImFreistaatSachsenkühltesichdasGeschäftsklimaderge-
werblichenWirtschaftimLaufedeserstenQuartals2018kon-
tinuierlich ab, nachdemder Index imDezember fast einen
neuenHöchststanderreichthatte(vgl.Abb.2).DieGeschäfte
liefeninsgesamtwenigergut,unddieGeschäftserwartungen
warennichtmehrsooptimistischwienochzuJahresbeginn.
Die Beschäftigungserwartungen hatten bereits zur Jahres-
wendenachgegebenundverharrtenimFebruarundMärzin
etwa auf dem neuen Niveau. Ebenso wie in Ostdeutschland 
insgesamt korrigierten auch in Sachsen Industrie, Bau und 
EinzelhandelihrePersonalplänefürdiekommendendreiMo-
nate nach unten.

Geprägt wurde die Entwicklung des sächsischen Ge-
schäftsklimasvomVerarbeitendenGewerbe.Auchhiergaben
die Lage- und Erwartungseinschätzungen der Befragungsteil-
nehmerimVerlaufdeserstenQuartalsnach,sodasssichdie
Stimmunginsgesamteintrübte.DabeidürftensichIndustrie
undHandwerkeigentlichfreuen:DieAuftragsbücherwerden
immer voller, die ohnehin schon hohe Kapazitätsauslastung 
nahmzuletztweiterzu.DieifoKonjunkturuhrfürdasVerar-
beitende Gewerbe Sachsens bewegt sich weiterhin im Quad-
ranten„Boom“.GegenwindkommtjedochvomAußenhandel;
hier erwartet die sächsische Industrie spürbar weniger Im-
pulsealsonochvordemJahreswechsel.

Im sächsischen Bauhauptgewerbe hellte sich die Stim-
mung indes im Laufe des ersten Quartals tendenziell auf. Im 
FebruarundMärzwarendieBefragungsteilnehmermitihren
laufendenGeschäften jeweilszufriedenerals imVormonat.
Ihre Geschäftserwartungen tendierten derweil seitwärts.
Nach wie vor erwarten die Bauunternehmer per Saldo eine 
weitereVerbesserungderbereitsjetztsehrgutenGeschäfte.

Der sächsische Handel zeigte im ersten Quartal 2018
keineeinheitlicheTendenz.DieGroßhändlerwarenmitihren
laufendenGeschäfteninsgesamtzufriedeneralsimVorquar-
tal, die Einzelhändler nahmen ihre Lageeinschätzungen dem-
gegenüberetwaszurück.ZudemkorrigiertendieEinzelhänd-
ler ihre Geschäftserwartungen für die kommenden sechs
Monate nach unten.
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Abb. 3
Ausgewählte Indikatoren aus dem ifo Konjunkturtest für Ostdeutschland und Sachsena 
ifoKonjunkturumfragenimMärz2018

Quelle:ifoInstitut. ©ifoInstitut
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des Lehrstuhls für Volkswirtschaftslehre, insbesondere
ArbeitsökonomieanderUniversitätErlangen-Nürnbergund
ForschungsbereichsleiteramInstitut fürArbeitsmarkt-und
Berufsforschung(IAB).DieVorträgesindöffentlichundfinden
im Seminarraum der Niederlassung Dresden des ifo Instituts, 
inderEinsteinstraße3,statt.BeginndesVortragsistjeweils
um18.30Uhr.

Anlässlichdes25jährigenBestehensderNiederlassungDres-
denfindetam19. September 2018einewissenschaftliche
KonferenzzumThema„DisparitäteninDeutschland“inder
Dresdner Dreikönigskirche statt.

EineweitereifoVeranstaltungistam20. und 21. September 
2018 der 8. ifo Dresden Workshop on Regional Economics. 
ErwirdinZusammenarbeitmitderTechnischenUniversität
BraunschweigorganisiertundindenRäumenderifoNieder-
lassung Dresden abgehalten.

Weiterführende Informationen zu diesen Veranstaltungen
findenSieaufderHomepagevonifoDresden(www.ifo-dres-
den.de)unterderRubrikVeranstaltungen.

ifo Veranstaltungen

Am 22. und 23. März 2018 wurde der 8. ifo Dresden Work-
shop on Labour Economics and Social Policy indenRäu-
men der ifo Niederlassung Dresden abgehalten. Der Work-
shop wurde in Zusammenarbeit mit der Technischen
Universität (TU)Dresdendurchgeführt. InhaltlicheSchwer-
punktewarenindiesemJahrMigrationundIntegrationsmaß-
nahmen.

In der Reihe Dresdner Vorträge zur Wirtschaftspolitik 
spricht am 11. Juni 2018HerrDr.JohannesBeermann,Mit-
glieddesVorstandsderDeutschenBundesbank,zumThema
„WiegehtesweiterinderWirtschafts-undWährungsunion?“.
Dr. Beermann wird eine Einschätzung zur aktuellen wirt-
schaftlichenLageinDeutschlandundEuropageben.Diewirt-
schaftlicheLageinDeutschland,imWährungsgebietundin
dergesamtenEuropäischenUnionbefindetsichderzeit im
Aufschwung. Fernerwird er über die geldpolitischenMaß-
nahmendesESZBberichten.ErwirdzuinstitutionellenFragen
zurWeiterentwicklungderWirtschafts-undWährungsunion
undzudenaktuellenEntwicklungenimZusammenhangmit
demBrexitStellungnehmen.

IndergleichenVeranstaltungsreihehältam12. Septem-
ber 2018Prof.Dr.LutzBellmanneinenVortrag.EristInhaber



33ifo Dresden berichtet 2/2018

AUSDERifoWERKSTATT

Ragnitz,Joachim,„WirtschaftlichePerspektivenfürFreiberg“,
Vortrag anlässlich der Diskussionsveranstaltung „Zukunft
Bautzen:waswird hier sein?“ der Friedrich-Ebert-Stiftung,
LandesbüroSachsen,20.März2018,Bautzen.

Ragnitz,Joachim,„WirtschaftlichePerspektivenfürGörlitz“,
Vortrag anlässlich der Diskussionsveranstaltung „Zukunft
Bautzen:waswird hier sein?“ der Friedrich-Ebert-Stiftung,
LandesbüroSachsen,20.März2018,Bautzen.

Ragnitz, Joachim, „Regionale Disparitäten in Sachsen“,
VortraganlässlichderExpertenwerkstatt„Demografie“des
Interreg-Projekts„SmartIntegration“Sachsen/Niederschle-
sien,5.April2018,Althörnitz/Zittau.

Ragnitz,Joachim,„Ostdeutschlandnach2020:Perspektiven
der Förderpolitik“, Vortrag vor dem AK Ost der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion,24.April2018,Berlin.

ifo Vorträge

Rösel,Felix,„TheUrban-ruralGapinHealthCareInfrastruc-
ture–DoesGovernmentIdeologyMatter?“,Vortragbeider 
10.JahrestagungderDeutschenGesellschaftfürGesund-
heitsökonomie,06.März2018,Hamburg.

Thum,Marcel,„DemographicChange,MigrationandHuman
Capital“, Keynote Lecture beim Abu Dhabi Meeting of Econo-
mists, 13. März 2018, Abu Dhabi (Vereinigte Arabische
Emirate).

Rösel, Felix, „Activated History – The Case of the Turkish
SiegesofVienna“,Vortragbeider2.InternationalConference
on the Political Economy of Democracy and Dictatorship
(PEDD2018),16.März2018,München.

Ragnitz,Joachim,„WirtschaftlichePerspektivenfürBautzen“,
Vortrag anlässlich der Diskussionsveranstaltung „Zukunft
Bautzen:waswird hier sein?“ der Friedrich-Ebert-Stiftung,
LandesbüroSachsen,20.März2018,Bautzen.
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Entwicklung auf Basis aktueller Bevölkerungsprognosen. 
HierfürwerdendieregressionsanalytischermitteltenErgeb-
nisse mit aktuellen Bevölkerungsvorausberechnungen und 
-prognosen verbunden. Auf diese Weise können zugleich die 
mögliche Entwicklung regionaler Disparitäten untersucht und 
wirtschafts- und finanzpolitische Implikationen abgeleitet
werden.

Fritzsche,CarolinundLarsVandrei(2018),CausesofVacan-
ciesintheHousingMarket–ALiteratureReview,ifoWorking
PaperNr.258.

Potrafke, Niklas und Felix Rösel (2018), Opening Hours of
PollingStationsandVoterTurnout:EvidencefromaNatural
Experiment, Review of International Organizations, im
 Erscheinen.

Potrafke, Niklas und Felix Rösel (2018), Opening Hours of
PollingStationsandVoterTurnout:EvidencefromaNatural
Experiment,ifoWorkingPaperNr.257.

Potrafke,NiklasundFelixRösel(2018),„WelcheFolgenhaben
längereÖffnungszeitenvonWahllokalen?“,ifoSchnelldienst
71(5),S.23–26.

Weber,Michael(2018):„BestimmungsfaktorenvonArbeitslo-
sigkeitundLöhneninDeutschland“,WISTA1/2018,S.52–62.

Weber, Michael und Jan Kluge (2018), „Decomposing the
GermanEast-WestWageGap“,EconomicsinTransition26(1), 
S.91–125.

ifo Veröffentlichungen

ifo Dresden Studie 80: Kosten kommunaler Leistungser-
stellung unter dem Einfluss von demografischem Wandel 
und Urbanisierung
Xenia Frei, Joachim Ragnitz und Felix Rösel, 80 Seiten, 
München/ Dresden 20218, ISBN 978-3-95942-046-4,  
15,– Euro zzgl. Versandkosten

Der demographische Wandel stellt die Kommunen in Deutsch-
landvorerheblichegesellschaftlicheundfiskalischeHeraus-
forderungen, insbesondere im Bereich der öffentlichen
 Infrastruktur. In vielen Städten und Gemeinden wird der 
BevölkerungsrückgangdieBereitstellungvonRessourcenfür
den Rückbau der kommunalen Infrastruktur erfordern. In
 Ballungsräumen besteht hingegen aufgrund der zunehmen-
denUrbanisierungunddesdamiteinhergehendenBevölke-
rungswachstums ein finanzieller Bedarf für den weiteren
 Ausbau der Infrastruktur. In den meisten Kommunen ist 
zudemeinedeutlicheAlterungderGesellschaftzubeobach-
ten.DieseerfordertflächendeckendInvestitionenimBereich
desaltersgerechtenUmbausderInfrastruktur.

IndemdieserStudiezugrundeliegendenProjektsollte
systematisch der langfristige Zusammenhang zwischen
demographischemWandel,Urbanisierungundöffentlichen
(Investitions-)Ausgabenuntersuchtwerden.EineLangzeitbe-
trachtungermöglichterstmalsdieBeantwortungderFrage,
inwieweitPhasendesBevölkerungswachstumsunddesRück-
gangs asymmetrisch auf die Entwicklung der Ausgaben je 
Einwohnerwirken(Kostenremanenzen).DerBedeutungvon
Ballungszentren wurde dabei ebenso nachgegangen wie 
Veränderungen der Reagibilität im Zeitverlauf. Zusätzlich
erfolgte eine Abschätzung der künftigen finanzpolitischen
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8th ifo Dresden Workshop
on Regional Economics 

September 20 – 21, 2018 in Dresden, Germany

The ifo Institute, DresdenBranch, announces the 8th ifoDresdenWorkshopon
RegionalEconomics.Theworkshopaimsat facilitatingthenetworkingofyoung
scientistsandatpromotingtheexchangeoftheirlatestresearchacrosstherangeof
regional structural change, causes of persistency in regional inequality, and place-
based policies. Policy relevant contributions, both theoretical and applied, are
highly welcome.
WespecificallyencouragePhDstudentsandpost-doctoralresearcherstosubmit
theirlatestresearch.Eachpaperwillbeallocated45minutes,tobedividedbetween
the presentation, a short discussion by an assigned workshop participant and a 
 general discussion.

Submissions:

Pleasesubmityour(preliminary)paperbyJuly 31, 2018 via the workshop website. 
Alternatively, check the ifo website for forthcoming conferences. Acceptance 
 decisions will be announced in the mid of August. 

We are looking forward to seeing you in Dresden.

CONFERENCE VENUE

ifo Institute –  
Leibniz Institute  
for Economic Research at the  
University of Munich 
Dresden Branch 
Einsteinstr. 3 
01069 Dresden, Germany

CONFERENCE FEE

None

ORGANISERS

Christian Ochsner
(ifo Dresden)
Christian Lessmann
(Technische Universität 
Braunschweig, ifo Institut, 
CESifo)

LINK FOR SUBMISSIONS 

http://www.cesifo-group.de/
de/ifoHome/events/ 
academicconferences/ 
forthcoming.html

CONTACT

Christian Ochsner
Phone: +49(0)351-26476-26
Email: workshopDD@ifo.de

DRESDEN
CALL FOR PAPERS

Dresden Branch



Hinweis für externe Autoren
Die Redaktion von „ifo Dresden berichtet“ möchte an dieser Stelle darauf hinweisen, dass  
es auch für externe Autoren die Möglichkeit gibt, in unserer Zeitschrift zu publizieren.  
Wir möchten ausdrücklich dazu ermuntern, neue wissenschaftliche Befunde in unserem 
 Medium zu veröffentlichen. Vorzugsweise sollte es sich um Beiträge handeln, die sich mit  
regionalökonomischen Themen mit Ostdeutschlandbezug befassen.
Mögliche Beiträge können jederzeit per E-Mail an die Niederlassung Dresden unter  
dresden@ifo.de eingereicht werden. Die eingereichten Aufsätze durchlaufen ein Auswahl-
verfahren durch die Redaktion der Zeitschrift „ifo Dresden berichtet“.

Formale Anforderungen:

Der Leserkreis der Zeitschrift „ifo Dresden berichtet“ umfasst neben Akademikern vor  allem 
Entscheider aus Unternehmen, Behörden, Politik und Presse in Ostdeutschland. Sie sind an 
Ergebnissen interessiert und weniger an der methodischen Vorgehensweise. Daher sollte der 
Schwerpunkt des Textes ergebnisorientiert sein. Die Datengewinnung und methodische  
Vorgehensweisen dürfen kurz abgehandelt werden. Der Text sollte auch für interessierte  
Laien verständlich sein.

Es sollte auf ein ausgewogenes Verhältnis von Text und Abbildungen geachtet werden.  
Gibt es zu viele Abbildungen für zu wenig Text, rutschen Abbildungen mehrere Seiten nach  
hinten und der Aufsatz wird sehr schwer lesbar.

• Textlänge zwischen 5 und 10 Seiten
• Text als Word-Datei (Fließtext einspaltig)
• Abbildungen und Tabellen als Excel-Dateien (mit zugrundeliegenden Daten)
• Grafiken als pdf- oder jpg-Dateien in möglichst hoher Auflösung
• Das Heft erscheint in den Farben Schwarz/Grün (bitte beim Einfärben der Abbildungen  

und Grafiken beachten)

Die Autoren werden immer ausschließlich nach dem Alphabet sortiert, nicht nach „Rang“  
der Autoren oder Anteil der Mitarbeit am Text.

Für jede ifo Publikation bitten wir um die Anfertigung eines Abstracts, dies meint eine kurze 
inhaltliche Zusammenfassung von maximal 12 Zeilen Umfang.

Da die Beiträge nicht sehr lang sind, sollten die Überschriften möglichst nicht nummeriert  
werden (nur gleichrangige Teilüberschriften, nicht zu viele Stufungen verwenden). 




